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Innenausschuss (36.) (öffentlich) 

TOP 1 gemeinsam mit: 

Ausschuss für Heimat und Kommunales (48.) (öffentlich) und 
Hauptausschuss (29.) (öffentlich) 
 
 
27. Juni 2024 

Düsseldorf – Haus des Landtags 

13:35 Uhr bis 16:18 Uhr 

 

Vorsitz:  Angela Erwin (IA) 

Protokoll: Dr. Lukas Bartholomei 

 

 

Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

 Vor Eintritt in die Tagesordnung 8 

Es erhebt sich kein Widerspruch gegen den Wunsch der AfD-
Fraktion, TOP 7 – Vorlage 18/2764, Thema: Schusswaffen in 
Polizeischule –, TOP 8 – Vorlage 18/2767, Thema: Polizei-
Schießtraining – und TOP 13 – Vorlage 18/2766, Thema: 
Schlägerei zwischen serbischen und englischen Fußballfans – 
von der Tagesordnung abzusetzen. Auch künftig sollen diese 
TOPs nicht mehr aufgerufen werden. 

1 Gesetz zur Änderung des Kommunalwahlgesetzes und weiterer wahl-
bezogener Vorschriften 9 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/7788 
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Änderungsanträge 
der Fraktion der CDU, 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 18/9089 – Neudruck 
Drucksache 18/9737 
Drucksache 18/9736 

Ausschussprotokoll 18/546 (Anhörung am 17.04.2024) 
Ausschussprotokoll 18/600 (Anhörung am 11.06.2024) 

– abschließende Beratung und Abstimmung 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss für Heimat und Kommunales stimmt dem 
Änderungsantrag Drucksache 18/9736 mit den Stimmen der 
Fraktionen von CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
gegen die Stimmen der Fraktionen von FDP und AfD zu. 

Der Ausschuss für Heimat und Kommunales stimmt dem infolge 
der vorherigen Abstimmung geänderten Änderungsantrag Druck-
sache 18/9089 – Neudruck – mit den Stimmen der Fraktionen 
von CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die 
Stimmen der Fraktionen von FDP und AfD zu. 

Der Ausschuss für Heimat und Kommunales stimmt dem 
Änderungsantrag Drucksache 18/9737 mit den Stimmen der 
Fraktionen von CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
gegen die Stimmen der Fraktionen von FDP und AfD zu. 

Der Ausschuss für Heimat und Kommunales stimmt dem infolge 
der angenommenen Änderungsanträge geänderten Gesetzent-
wurf Drucksache 18/7788 mit den Stimmen der Fraktionen von 
CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen 
der Fraktionen von FDP und AfD zu. 

Der Hauptausschuss stimmt dem Änderungsantrag Drucksache 
18/9736 mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen 
von FDP und AfD zu. 

Der Hauptausschuss stimmt dem infolge der vorherigen Ab-
stimmung geänderten Änderungsantrag Drucksache 18/9089 – 
Neudruck – mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Frak-
tionen von FDP und AfD zu. 
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Der Hauptausschuss stimmt dem Änderungsantrag Drucksache 
18/9737 mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen 
von FDP und AfD zu. 

Der Hauptausschuss stimmt dem infolge der angenommenen 
Änderungsanträge geänderten Gesetzentwurf Drucksache 18/7788 
mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen von 
FDP und AfD zu. 

Der Innenausschuss stimmt dem Änderungsantrag Drucksache 
18/9736 mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen 
von FDP und AfD zu. 

Der Innenausschuss stimmt dem infolge der vorherigen Ab-
stimmung geänderten Änderungsantrag Drucksache 18/9089 – 
Neudruck – mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Frak-
tionen von FDP und AfD zu. 

Der Innenausschuss stimmt dem Änderungsantrag Drucksache 
18/9737 mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen 
von FDP und AfD zu. 

Der Innenausschuss stimmt dem infolge der angenommenen 
Änderungsanträge geänderten Gesetzentwurf Drucksache 18/7788 
mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen von 
FDP und AfD zu. 

2 Aktueller Stand der Sicherheitslage und der polizeilichen Einsatzwahr-
nehmung bei der UEFA EURO 2024 (Bericht auf Wunsch der Landesre-
gierung) 24 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

– Wortbeiträge 
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3 Zweites Gesetz zur Änderung des Landesbeamtengesetzes 29 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/8026 – Neudruck 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 18/9709 – Neudruck 

Ausschussprotokoll 18/561 (Anhörung am 22.04.2024) 

– abschließende Beratung und Abstimmung 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss stimmt dem Änderungsantrag Drucksache 18/9709 
mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD, 
FDP und AfD zu. 

Der Ausschuss stimmt dem geänderten Gesetzentwurf Druck-
sache 18/8026 – Neudruck – mit den Stimmen der Fraktionen 
von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen 
der Fraktionen von SPD, FDP und AfD zu. 

4 Gesetz zur Anpassung der Dienst- und Versorgungsbezüge in den 
Jahren 2024 und 2025 sowie zur Änderung weiterer dienstrechtlicher 
Vorschriften im Land Nordrhein-Westfalen 34 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/9514 – Neudruck 

– keine Wortbeiträge 

Es erhebt sich kein Widerspruch gegen den Vorschlag der 
Vorsitzenden Angela Erwin, sich nachrichtlich an der im feder-
führenden Ausschuss beschlossenen Anhörung am 5. Sep-
tember 2024 um 10:00 Uhr zu beteiligen. 
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5 Mit uns wird NRW Stärke zeigen: Die Clankriminalität endlich ganzheit-

lich bekämpfen – Neue Clans an ihrer Entstehung hindern – Unsere 
freiheitliche Ordnung verteidigen 35 

Antrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/5418 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss verständigt sich auf Wunsch von Markus Wagner 
(AfD) darauf, eine Anhörung von Sachverständigen durchzu-
führen. Die Modalitäten sollen in der Obleuterunde geklärt werden. 

6 Offene Haftbefehle gegen Rechtextremist*innen in NRW (Bericht auf Wunsch 
der SPD-Fraktion [s. Anlage 1]) 36 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2763 

– Wortbeiträge 

7 Sachsen-Anhalt: 90 Schusswaffen in Polizeischule verschwunden – Wie 
ist die Bilanz in NRW? (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 2]) 37 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2764 

– wird nicht behandelt 

8 Zehn Stunden Polizei-Schießtraining pro Jahr – Ist das genug? (Bericht 
beantragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 2]) 38 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2767 

– wird nicht behandelt 
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9 IS-Terroristen festgenommen – Wie gefährdet ist Nordrhein-Westfalen? 

(Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 2]) 39 

In Verbindung mit: 

 Verhaftung eines mutmaßlichen ISPK-Unterstützers am Köln-Bonner 
Flughafen (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 3]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2765 

– Wortbeiträge 

10 Frühzeitige Warnung von Behörden in NRW vor Auffälligkeiten im Zu-
sammenhang mit den Aktivitäten einer Schleuserbande (Bericht beantragt 
von der SPD-Fraktion [s. Anlage 3]) 40 

In Verbindung mit: 

 Hinweise über mögliche Aktivitäten eines Schleuserringes von chine-
sischen Stellen an Behörden in Nordrhein-Westfalen – war das Innen-
ministerium doch informiert? (Bericht beantragt von der FDP-Fraktion 
[s.Anlage 4]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2771 

– Wortbeiträge 

11 Gesetzentwurf zur Einführung eines bzw. einer unabhängigen Polizei-
beauftragten in NRW (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 3]) 42 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2749 

– Wortbeiträge 

12 Beschaffung von Briefwahlstimmen für einen italienischen Kandidaten 
bei der Europawahl (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 3]) 43 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2748 

– keine Wortbeiträge 
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13 Gelsenkirchen: Schlägerei zwischen serbischen und englischen Fuß-

ballfans (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 5]) 44 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2766 

– wird nicht behandelt 

14 Überstundenverfall bei der Polizei – kommt der Innenminister seiner Für-
sorgepflicht nach? (Bericht beantragt von der FDP-Fraktion [s. Anlage 4]) 45 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2755 

– Wortbeiträge 

15 EM 2024 und AfD-Bundesparteitag – Wie stellt die Landesregierung 
die Sicherheit und einen geordneten Ablauf sicher? (Bericht beantragt 
von der AfD-Fraktion [s. Anlage 6]) 47 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

– Wortbeiträge 

16 Verschiedenes 54 

a) Terminplanung 2025 (s. Anlage 7) 54 

Der Ausschuss stimmt mit den Stimmen aller Fraktionen der 
Terminplanung 2025 zu. 

b) Informationsreise nach Paris 54 

Der Ausschuss beschließt mit den Stimmen aller Fraktionen 
die Durchführung einer Informationsreise nach Paris vom 27. 
bis zum 30. April 2024. 

c) Zuständigkeitsverordnung Konsumcannabisgesetz – ZVO-KCanG 54 

Der Ausschuss stellt fest, dass zu der Zuständigkeitsverordnung 
Konsumcannabisgesetz – ZVO-KCanG, Vorlage 18/2751, kein 
Beratungsbedarf besteht und auch keine Einwände erhoben 
werden. 

* * * 
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 Vor Eintritt in die Tagesordnung 

Es erhebt sich kein Widerspruch gegen den Wunsch der AfD-
Fraktion, TOP 7 – Vorlage 18/2764, Thema: Schusswaffen in 
Polizeischule –, TOP 8 – Vorlage 18/2767, Thema: Polizei-
Schießtraining – und TOP 13 – Vorlage 18/2766, Thema: 
Schlägerei zwischen serbischen und englischen Fußballfans – 
von der Tagesordnung abzusetzen. Auch künftig sollen diese 
TOPs nicht mehr aufgerufen werden. 
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1 Gesetz zur Änderung des Kommunalwahlgesetzes und weiterer wahlbezo-

gener Vorschriften 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/7788 

Änderungsanträge 
der Fraktion der CDU 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 18/9089 – Neudruck 
Drucksache 18/9737 
Drucksache 18/9736 

Ausschussprotokoll 18/546 (Anhörung am 17.04.2024) 
Ausschussprotokoll 18/600 (Anhörung am 11.06.2024) 

– abschließende Beratung und Abstimmung 

(Überweisung an den Innenausschuss – federführend –, an den 
Ausschuss für Heimat und Kommunales sowie an den Hauptaus-
schuss am 25.01.2024) 

Heinrich Frieling (CDU): An der Anzahl der Änderungsanträge, aber auch daran, 
dass viele Fraktionen daran mitgewirkt haben, merkt man, dass es ein wichtiges 
Thema ist. Der Gesetzentwurf wird von CDU, SPD und Grünen begleitet. 

Wir haben zwei Anhörungen zu dem Thema durchgeführt. Neben den vielen Anpas-
sungen und Harmonisierungen, die im Gesetzesentwurf schon enthalten sind, gibt es 
eine Sache, die darüber hinausgeht. In einem ersten Änderungsantrag, der schon seit 
längerer Zeit vorliegt, wird ein neues Zählverfahren für die Sitzzuteilung seitens der 
Fraktionen eingeführt. Deswegen hatten wir gemeinsam mit besonderer Spannung die 
zweite Anhörung, die sich mit dem Thema beschäftigt hat, erwartet. Wenn man etwas 
ganz Neues auf den Weg bringt, ist das durchaus politisch und rechtlich besonders 
spannend.  

Wir waren sehr begeistert von der Anhörung, die das sehr konstruktiv begleitet und 
deutlich gemacht hat, dass sich das völlig im verfassungsrechtlichen Rahmen bewegt, 
dass die Fokussierung auf die Erfolgswertgleichheit der Stimmen ein richtiger Anknüp-
fungspunkt ist, wenn es um die Sitzzuteilung geht. Wir würden damit übermäßige Vor-
teile, die einige bisher aus den Rundungen des bestehenden Zählverfahrens haben, 
abbauen und uns dem Idealanspruch bei der Sitzverteilung deutlich annähern. Wir 
werben deswegen dafür, dass alle Fraktionen das möglichst positiv begleiten. 

Es gibt dazu einen kleinen Änderungsantrag 18/9736, der dieses Zählverfahren auch 
auf die Vergabe der Plätze im Regionalverband Ruhr und in den Bezirksvertretungen 
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überträgt. Mit ihm ergänzen wir den zuerst eingebrachten Änderungsantrag zum Sitz-
zuteilverfahren und können damit das Ganze abrunden. 

Der weitere Änderungsantrag 18/9737 greift vor allem Punkte aus der ersten Sachver-
ständigenanhörung auf. Darin haben wir viele Hinweise aus der Praxis umgesetzt. Ein 
Thema war insbesondere: Wie gehen wir mit Unterstützungsunterschriften für die Auf-
stellung von Listen bei der Kommunalwahl um? Dabei hat es in der Vergangenheit 
immer wieder Problemfälle gegeben, und deswegen wurden von kommunaler Seite 
der Wunsch geäußert, dort die Anforderungen zu erhöhen. Wir haben viele Gespräche 
geführt und uns am Ende auf ein Modell verständigt, das auch die Zustimmung der 
Kommunen finden dürfte, nämlich dass zusätzliche Angaben, die E-Mail-Adresse und 
die Telefonnummer, erfolgen sollen, sodass es für die Kommunen leichter ist, zu kon-
trollieren, ob die Unterschriften ordnungsgemäß eingesammelt und nicht erschlichen 
worden sind. Auch wenn es sich nur um eine kleine Solländerung handelt, halten wir 
das für einen wichtigen Punkt. 

Wir haben zusätzlich noch Artikel 6 geändert und ein bisschen Rechtsbereinigung von 
Vorschriften, die für abgelaufene Kommunalwahlperioden gelten, vorgenommen. Es 
sind auch auf Wunsch der Praktiker einige Fristen angepasst worden. Das haben wir 
in unseren Vorschlag aufgenommen. Außerdem wurde eine spiegelbildliche Vorschrift 
zu der bestehenden Vorschrift, dass Bewerber von Parteien, die zwischendurch die 
Parteien verlassen haben, von der Reserveliste nicht nachrücken, vorgeschlagen, die 
besagt, dass auch Bewerber, die vorher keiner Partei angehörten, aber dann in eine 
andere Partei als die, die sie auf ihrer Liste aufgestellt hatte, wechseln, ebenso unbe-
rücksichtigt bleiben. Hier halten wir eine Gleichbehandlung der Fälle für richtig. 

Das war ein Ritt durch die Änderungsanträge, damit alle einmal mitbekommen haben, 
warum es zu diesen drei Anträgen gekommen ist.  

Wir werben um Zustimmung zu dem Gesetz, das seitens des Innenministeriums schon 
viele Anpassungen und notwendige Aktualisierungen erfahren hat. 

Dirk Wedel (FDP): Wenig überraschend ordnen wir diesen Gesetzentwurf und auch 
die Änderungsanträge ein wenig anders ein. Ich werde versuchen, mich chronologisch 
durch diese ganzen Thematiken durchzuquälen. 

Ich fange mit dem Gesetzentwurf an, der durchaus auch ein paar positive Punkte ent-
hält. Das möchte ich nicht verschweigen. Beispielsweise zählen dazu die Anpassung 
von Vorschriften an das Bundeswahlgesetz, die maximal mögliche Zahl der Beisitzer 
im Wahlvorstand bezogen auf die Fristen für die Einreichung von Wahlvorschlägen. 

Wenig überraschend sind wir nach der Anhörung im April der Auffassung, dass die 
Paritätsvorschrift in § 15 Abs. 5 zu streichen ist. Wenn das lediglich ein Appell sein 
soll, wie es eigentlich beabsichtigt ist, dann hätte dieser Appell keinen Effekt in der Praxis. 
Professor Dr. Oebbecke hat das dargelegt und in Stellungnahme 18/1368 auf Seite 4 
den zweiten Paritätsbericht der Landesregierung Rheinland-Pfalz zitiert, die darin fest-
gehalten hat, dass bei den Kommunalwahlen in Rheinland-Pfalz, Baden-Württemberg 
und Hessen keine wesentliche Änderung hin zu der beabsichtigten Parität festzustellen 
war. Dieser Appell geht also mehr oder weniger einfach ins Leere. 
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Dazu kommt noch, dass schon die Auslegung dieser Vorschrift umstritten ist. Bestenfalls 
ist sie belanglos und bloße Prosa. Auf diesen Standpunkt könnte man sich gemeinsam 
mit dem Verfassungsgerichtshof des Landes Rheinland-Pfalz stellen. Selbst Professor 
Ogorek hat in dem Zusammenhang von einer Scheingesetzgebung gesprochen, und 
er war derjenige, der das noch am ehesten für unproblematisch hielt. Eine Scheinge-
setzgebung hat aber aus unserer Sicht in einem Gesetz nichts zu suchen.  

Dazu kommt auch noch, dass die Sätze 1 und 2 dieser Vorschrift eine schlechte Ge-
setzgebungstechnik darstellen, die nicht einmal in der Lage ist, diesen Appellcharakter 
eindeutig umzusetzen. Denn wenn man andernfalls mit der anderen Auffassung auf 
die Sollvorschrift des Satzes 1 abstellt, dann besteht ein deutliches verfassungsrecht-
liches Risiko. Das haben die Professoren Oebbecke und Mayen in der Anhörung sehr 
überzeugend dargestellt. Wenn man dem Gesetzentwurf zu mehr Geltung verschaffen 
wollte, wäre es vorzugswürdig mit Kumulieren und Panaschieren hinzubekommen. 
Dann – gestatten Sie mir diesen Insider aus dem Ausschuss für Heimat und Kommu-
nales – könnte man wie in der Schweiz sagen: Es ist eben der Wähler. 

Der Gesetzentwurf hat allerdings noch eine andere Facette. Ich stelle noch einmal eine 
Änderung heraus: die Änderung des § 47 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 der Gemeindeord-
nung NRW betreffend den Termin für die konstituierende Sitzung. Auch hier wird deut-
lich: Das ist schlechte Gesetzgebungstechnik, und das schwächt die kommunale 
Selbstverwaltung, wie Professor Oebbecke das in der Anhörung in seiner Stellung-
nahme schon überzeugend dargestellt hat. 

Ich komme nun zum Änderungsantrag 18/9089 – Neudruck – mit dem neuen Sitzzu-
teilungsverfahren. Hier handelt es sich um eine systematische Benachteiligung kleine-
rer Parteien und ich will an dieser Stelle auch ein paar verfassungsrechtliche Zweifel 
deutlich machen. 

Die Frage, die sich zunächst einmal stellt, ist: Warum kommen SPD, CDU und Grüne 
überhaupt mit diesem Thema? Das ist vollkommen eindeutig. Ich will anfangen mit 
einem Zitat aus Ausschussprotokoll 18/546, Seite 32, wo Herr Luhmann von der SGK 
gesagt hat: 

„Zu dem Thema ‚Sperrklausel‘ ist alles Wichtige gesagt worden. Wir wissen 
nach den Urteilen der verschiedenen Verfassungsgerichte, dass da die Hürde 
sehr hoch ist. Gleichzeitig – da verweise ich noch mal auf unsere Stellung-
nahme – gibt es tatsächlich noch alternative Überlegungen, die man anstellen 
kann. Wir haben auf Seite 1 unserer Stellungnahme darauf hingewiesen, 
dass möglicherweise auch das Stimmzählverfahren dazu führen kann, dass 
bestimmte Dinge möglicherweise in Zukunft nicht mehr so häufig der Fall 
sind“.  

Das Ganze ist dann auch noch mal von dem Sachverständigen Herrn Klaus von der 
KPV sehr deutlich adressiert worden, Ausschussprotokoll 18/546, Seite 11: 

„Wir als kommunalpolitische Vereinigung der CDU sprechen uns, wenn man 
schon die Sperrklausel zur nächsten Kommunalwahl nicht einführen kann, 
natürlich für ein anderes Auszählverfahren aus.“ 
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Im Endeffekt knüpfen Sie an den Tatbestand der Funktionsfähigkeit der kommunalen 
Vertretungen an. Das wird deutlich der bei der Stellungnahme der Kommunalpoliti-
schen Vereinigung 18/1403, Seite 1: KPV, SGK und GAR argumentieren sowohl im 
Hinblick auf die Änderung des Sitzzuteilungsverfahrens als auch auf die Sperrklausel 
jeweils mit der Funktionsfähigkeit oder Funktionsunfähigkeit der kommunalen Vertretun-
gen. Da wird deutlich, dass sie einen anderen Begriff der Funktionsfähigkeit oder -unfä-
higkeit vertreten als der Verfassungsgerichtshof des Landes Nordrhein-Westfalen. 
Das wird sehr deutlich in Ausschussprotokoll 18/546, Seite 11. Ich darf noch mal Herrn 
Sachverständigen Klaus von der KPV zitieren: 

„Also, wie ist ‚Funktionsfähigkeit‘ definiert? Wenn man ‚Funktionsfähigkeit‘ 
so definiert, dass ein Haushalt verabschiedet werden muss, dann ist die 
Funktionsfähigkeit relativ weit gefasst. Ich kann mich hier aber auch auf den 
Standpunkt stellen, dass die Funktionsunfähigkeit zumindest droht, wenn 
amtierende Kommunalpolitikerinnen und Kommunalpolitiker, die eigentlich 
gerne auch zur nächsten Wahl wieder antreten wollen würden, sagen, an-
gesichts der Umstände, der Rahmenbedingungen tue ich das nicht. Also, 
dann haben wir ja schon ein Demokratiedefizit, und dann fängt ja Funktions-
unfähigkeit zumindest schon mal an.“ 

Oder auf Seite 33 des Ausschussprotokolls 18/546 noch mal Herr Klaus von der KPV: 

„Ich glaube, man muss sich generell die Frage stellen, wie man denn über-
haupt die Funktionsfähigkeit oder -unfähigkeit in dem Zusammenhang defi-
niert.“ 

Wenn das der tragende Gesichtspunkt sein soll, dann führt das zu der Frage, ob nicht 
auch der Prüfungsmaßstab, den der Verfassungsgerichtshof an die Frage der Funktions-
fähigkeit oder -unfähigkeit anlegt, übertragen werden muss, beispielsweise bei einer 
Prüfung des Sitzzuteilungsverfahrens, und ob nicht dafür dann auch eine Prognose-
entscheidung auf empirischer Grundlage erforderlich sein dürfte, die hier ja nicht vor-
liegt. 

Dafür würde trotz der Einschätzungsprärogative des Gesetzgebers, einen strengen 
Prüfungsmaßstab anzulegen, erstens die Eigennützigkeit derjenigen, die das hier be-
antragen und wohl auch verabschieden werden, sprechen. Denn diejenigen, die das 
hier einbringen und verabschieden, sind auch diejenigen, die davon profitieren. Zwei-
tens ist es eine Kompensation dafür, dass man eine Sperrklausel verfassungsrechtlich 
nicht begründet bekommt. Im Zusammenspiel mit anderen Vorschriften, zum Beispiel 
über die Fraktionsmindestgröße, wird die politische Teilhabe kleinerer Gruppen weiter 
erschwert. Eine entsprechende Willensäußerung des Landtags liegt mit Beschluss 
vom 25. Januar 2024 bereits vor. Und drittens handelt es sich um ein neues, im rechts-
technischen Sinne noch nicht anerkanntes Verfahren. Auch das würde dafür sprechen, 
den Prüfungsmaßstab so hoch wie möglich anzusetzen. 

Die Argumentation von Herrn Professor Sydow mit dem relativen Erfolgswert ist in sich 
stimmig, aber eben auch nur eine Seite der Medaille, weil sie den Erfolgswert letztlich 
nur aus Sicht der Parteien definiert und nicht aus Sicht des einzelnen Wählers. Sie 
stellt also insbesondere auf den Gesichtspunkt der Chancengleichheit der Parteien 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 13 - APr 18/625 

Innenausschuss 27.06.2024 
36. Sitzung (öffentlich) lb 
 
 
aus Artikel 21 Grundgesetz ab, der maßgeblich wäre, wenn zum Beispiel irgendjemand 
auf die Idee kommen würde, ein Organstreitverfahren einzuleiten. 

Aus Sicht des Wählers und der Erfolgswertgleichheit seiner Stimme, ein Gesichtspunkt 
aus Artikel 38 Grundgesetz, erschließt sich allerdings nicht, weshalb bei einem Idealan-
spruch von 0,8 die in absoluten Wählerstimmen weniger erforderlichen Wählerstimmen 
von 0,2 weniger wert sein sollen als bei 15,2 die 0,8, die bis zum nächsten Sitz fehlen 
und in absoluten Zahlen deutlich mehr Wählerstimmen entsprechen. Daraus entstehen 
eine verfassungsrechtliche Unsicherheit und verfassungsrechtliche Zweifel. Professor 
Oebbecke hält das Ganze aus diesem Grund für unzulässig. 

Hinzu kommt auch, dass – anders als es die Begründung des Änderungsantrags sug-
geriert – eine Aufrundung um fast 0,5 Sitze sowohl bei kleineren als auch bei größeren 
Parteien vermutlich gleich oft vorkommt. Professor Oebbecke hat deswegen sehr dif-
ferenziert darauf hingewiesen, dass die Perspektive und auch der Prüfungsmaßstab 
im Organstreitverfahren und im Wahlprüfungsverfahren eigentlich unterschiedlich sein 
müssten, sich der Verfassungsgerichtshof in der Praxis aber von vornherein überlegen 
wird, wie er mit der Gesamtproblematik umgeht. 

Es wird jedenfalls im Ganzen deutlich, dass den Antragstellern nicht daran gelegen ist, 
Vielfalt in den kommunalen Gremien zu fördern, sondern der Zersplitterung entgegen-
zuwirken. Das ist der eigentlich tragende Gesichtspunkt. 

Dass das von den Wählern anders gesehen wird, hat die Europawahl kürzlich gezeigt, 
wo Sonstige so viele Stimmen wie noch nie bekommen haben. Diese Entwicklung ist 
so, wie sie ist, aber wir meinen, dass man dem nicht in Form von Sitzzuteilungsverfah-
ren entgegenwirken sollte. Deswegen lehnen wir den Antrag ab. 

Zum Änderungsantrag 18/9736. Wie Kollege Frieling zutreffend dargestellt hat, ist das 
einfach nur eine Streckung des entsprechenden Verfahrens auf die Bezirksvertretun-
gen und die Verbandsversammlung des Regionalverbands Ruhr. Das ist konsequent, 
wird aber von der FDP konsequenterweise abgelehnt. 

Zum Änderungsantrag 18/9737. Zunächst einmal begrüßen wir von der FDP-Fraktion, 
dass hier zum Teil Anregungen aus der Anhörung aufgegriffen worden sind. Das betrifft 
beispielsweise die Fristverkürzung von 52 auf 51 Monate. Das ermöglicht mindestens 
zwei Monate für die Einteilung der Kreiswahlbezirke und entspricht einer Forderung 
der kommunalen Spitzenverbände. 

§ 45, Abs. 3 Satz 2 neu ist zu begrüßen. Es entspricht den Forderungen der kommunal-
politischen Vereinigungen, ursprünglich parteilose Bewerber auf der Liste einer Partei 
zu übergehen, wenn sie vor dem Nachrückfall zwischenzeitlich einer anderen Partei 
beigetreten sind. 

Ebenfalls begrüßen wir die neue Vorschrift des § 45 Abs. 6 Satz 2, nämlich die Ver-
längerung der Frist für die Annahme des Mandats von einer Woche auf zwei Wochen, 
weil das den Bedürfnissen der Praxis entspricht. 

Über die Rechtsbereinigung in Artikel 6 freut sich der Jurist. 

Bei den Ausnahmen in § 4, Abs. 2 Satz 4 geht es im Endeffekt um die um die Frage, 
in welchen Ausnahmefällen man über die 15 % Abweichungstoleranz gehen kann. 
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Sind die hinreichend restriktiv formuliert? Randnummer 191 des Urteils des Verfas-
sungsgerichtshofs vom 20.12.2019 spricht davon, dass den Anforderungen, räumliche 
Zusammenhänge zu wahren, innerhalb der Abweichungstoleranz von plus minus 15 % 
entsprochen werden kann. Nach Randnummer 194 kann das Ziel der Wahrung räum-
licher Zusammenhänge darüber hinaus „nur bei weit auseinander liegenden Ortschaf-
ten in einer großflächigen Gebietskörperschaft zum Tragen kommen“.  

Die Rücksichtnahme auf gewachsene Ortsstrukturen ist nach Randnummer 194 auf 
den ländlichen Raum beschränkt. Nach der Begründung des Änderungsantrags wollen 
Sie die Einzelheiten des Begründungserfordernisses nach der Begründung des An-
trags auf Seite 5 der Drucksache 18/9737 der Kommunalwahlordnung überlassen. Es 
ist nicht überzeugend, das der Ausgestaltung des Verordnungsgebers zu überlassen, 
schon gar nicht, wenn Sie ausnahmsweise entsprechend der Stellungnahme von 
Herrn Professor Mayen eine Abweichung von 25 % statt 20 % zulassen. Dann müss-
ten die Ausnahmen umso mehr exakt den Vorgaben des Verfassungsgerichtshofs ent-
sprechen. Ich verweise in diesem Fall auch auf die Stellungnahme von Herrn Professor 
Mayen in Ausschussprotokoll 18/546, Seite 29, wo er ausgeführt hat: 

„Das Zweite ist – da teile ich Ihren Ansatz –, wenn man schon Regelbei-
spiele hineinschreiben will, wie es jetzt hier auch der Fall ist in dem § 4 Abs. 
2 Satz 4 – da werden zur Wahrung räumlicher Zusammenhänge und zur 
Rücksichtnahme gewachsene Ortstrukturen genannt –, dann sollte man aber 
auch die Regelbeispiele anpassen und harmonisieren mit dem, was der 
Verfassungsgerichtshof gesagt hat.“ 

Das findet hier nicht statt. Herr Professor Mayen hat in Stellungnahme 18/1441, Seite 3, 
eine entsprechende klarstellende Regelung angemahnt. 

Weiterhin: Die Änderung des § 15 Abs. 4, wonach E-Mail-Adresse und Telefonnummer 
demnächst zwingend in die Wahlvorschläge aufzunehmen sind, wäre besser in der 
Kommunalwahlordnung in § 26 aufgehoben. Die E-Mail-Adresse ist übrigens schon 
Gegenstand der aktuellen Fassung der Kommunalwahlordnung, weil sich nämlich an-
sonsten die Frage stellen würde, ob das dann eine bloße Ordnungsvorschrift ist oder 
was der Wahlausschuss im Zweifelsfall, wenn zum Beispiel die Angabe fehlt, damit 
anfangen kann. Was passiert zum Beispiel, wenn irgendein Wahlbewerber überhaupt 
keine E-Mail hat? Schließlich ist es eine Mussvorschrift, die Sie an dieser Stelle ein-
bauen. Das ist dann letztlich offen. 

Zu der Frage, wie das mit dem Beruf ist, gab zumindest schon mal eine klärende Ent-
scheidung des OVG Lüneburg. Aber diese bezog sich auch nur auf die Frage, ob es 
der erlernte oder der ausgeübte Beruf ist, und bezog sich nicht zu einem Fall, in dem 
da überhaupt keine Berufsangabe steht. 

Zu guter Letzt ist natürlich noch offen, was Herr Professor Oebbecke angemahnt hat 
und wir als FDP-Fraktion mit einem anderen auch schon beantragt haben, nämlich 
dass Artikel 78 Absatz 1 der Landesverfassung an die Entscheidung des Verfassungs-
gerichtshofs vom 21.11.2017 anzupassen ist. Auch das ist nicht erfolgt. 

Deswegen kommen wir zu dem Schluss, dass wir den Gesetzentwurf und die Ände-
rungsanträge ablehnen werden.  
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Justus Moor (SPD): Ich schaue mal, ob ich das etwas kürzer hinbekomme. Herr Kol-
lege Frieling hat viele der positiven Aspekte sowohl im Gesetzentwurf als auch in dem 
Änderungsantrag in Bezug auf die Abwicklung der Wahlen und Organisation der Wahlen 
schon genannt, sodass am Ende nur noch übrigblieb, zu loben, dass die Annahme der 
Wahl per Unterschrift von einer auf zwei Wochen verlängert wird. Aber das zu loben, 
hat dann Herr Kollege Wedel übernommen. Daher muss ich mich damit nicht länger 
aufhalten. 

Ich möchte zum einen danken für den Gesetzentwurf, weil wirklich konkrete Verbes-
serungen darin enthalten sind, und zum anderen für die konstruktive und gute Zusam-
menarbeit mit den Kolleginnen und Kollegen von CDU und Bündnis 90/Die Grünen. 
Wir nehmen hiermit beim Kommunalwahlgesetz Veränderungen vor, die es sowohl 
den Kommunen als auch den antretenden Parteien und Wählergruppen einfacher und 
teilweise logischer machen, ihre Rechte und eben die Wahlen durchzuführen. Dass 
wir das gemeinsam umsetzen können, dafür möchte ich mich herzlich bedanken. 

Herr Kollege Wedel, Sie haben angesprochen, warum dieser Appell zur Frage der Ge-
schlechterparität und zu einer besseren Repräsentanz insbesondere von Frauen in 
kommunalen Parlamenten nicht wichtig sei und rausgestrichen gehöre. Es reicht ein 
Blick in fast alle kommunalen Parlamente in unserem Land und in fast jede Bezirks-
vertretung und in jeden Kreistag, um zu sagen, warum dieser Appell wichtig ist, warum 
es wichtig ist, dass Frauen in unseren kommunalen Parlamenten besser repräsentiert 
sind, nämlich damit sich die gesamte Vielfalt unserer Gesellschaft in den kommunalen 
Parlamenten wiederfindet. 

(Beifall von Christina Kampmann [SPD]) 

Nun zum Sitzzuteilungsverfahren. Ich kann verstehen, warum Sie dort insbesondere 
auf die Frage der Funktionsfähigkeit der Räte abzielen. Allerdings ist in unserem Än-
derungsantrag die Funktionsfähigkeit von Räten gar nicht der Kern der Sache, sondern 
die Frage der Erfolgswertgleichheit. Man muss das ganz einfach durchrechnen: Das 
aktuelle Verfahren, das Divisorverfahren mit Standardrundung, eigentlich bekannt als 
Sainte-Laguë/Schepers, ermöglicht es, dass Parteien mit sagen wir mal 30.000 Stimmen 
einen Sitz bekommen, während andere Parteien erst mit 60.000 Stimmen einen Sitz 
bekommen. Jeder Sitz ist fast doppelt so viel wert, meistens 1,8 % oder 1,9 %, als 
Stimmen für ganz kleine Parteien, die doch noch hineinrutschen. Das ist erstens eine 
Ungerechtigkeit gegenüber den Parteien, weil sie natürlich viel mehr Stimmen benötigen, 
ganz absolute Stimmen, Menschen, die zur Wahl gehen, um einen Sitz zu bekommen, 
und zweitens gegenüber den Wählern selbst. 

Hier liegen wir deutlich auseinander. Wenn die Wählerin oder der Wähler – auch hier 
kurz der Blick Richtung Schweiz – etwas will, dann sollte die Stimme auch gleich viel 
wert sein. Und wenn eine Stimme 0,5, also halb so viel wert ist wie eine andere 
Stimme, dann ist das schlichtweg ungerecht.  

Daher ist eben die Frage der Erfolgswertgleichheit keine nur für die Parteien, sondern 
auch ein entscheidendes Kriterium sowohl in der Gesetzgebung, in der Möglichkeit, 
ein Sitzzuteilungsverfahren auszuwählen, als auch für die Wählerinnen und Wähler. 
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Das neue Verfahren, das Quotenverfahren mit prozentualem Restausgleich, das wir 
hiermit vorschlagen, ermöglicht es, deutlich näher an diesen Erfolgswert heranzukom-
men. Es ermöglicht, dass allerhöchstens der Idealwert geschafft werden kann oder der 
abgerundete – nicht mehr und nicht weniger. Das ermöglicht mehr Chancen. Das er-
möglicht mehr Gerechtigkeit bei der Sitzzuteilung, als dies bei Sainte-Laguë/Schepers 
der Fall ist. Deswegen finde ich das sehr gut. Vielen herzlichen Dank, dass wir das 
gemeinsam beantragen können. 

Falls Sie die Verfassungskonformität infrage stellen: Alle Experten bis auf einen haben 
gesagt, dass es verfassungskonform ist, weil es sich genau in der Bandbreite der mög-
lichen Verfahren, die wir auswählen könnten, D’Hondt, Hare/Niemeyer, Sainte-Laguë/ 
Schepers, wiederfindet, sowohl in den Ergebnissen als auch in dem mathematischen 
Verfahren, nach dem es funktioniert. 

Ja, das ist verfassungskonform. Aber das haben wir am Ende nicht zu regeln. Das wird 
vor einem Gericht geklärt werden. Das ist so, und wir sind uns alle ziemlich sicher, 
dass das kommen wird. Wir gehen dort mit der mit der Sicherheit hinein, dass wir ein 
verfassungskonformes Zuteilungsverfahren wählen, das für mehr Gerechtigkeit bei 
den Wahlen im nächsten Jahr sorgt. Ich freue mich, dass wir heute gemeinsam diese 
Änderungsanträge einbringen und dem Gesetzentwurf mit diesen Änderungen zustim-
men werden. Ein letzter Appell: Ich fordere Sie auf, ebenfalls zuzustimmen.  

Simon Rock (GRÜNE): Ich kann mich den inhaltlichen Ausführungen des Kollegen 
Moor und des Kollegen Frieling weitgehend anschließen, möchte aber doch auf die 
Äußerungen des Kollegen Wedel noch das eine oder andere Wort verwenden. Er hat 
sich offensichtlich sehr intensiv damit auseinandergesetzt, und das soll nicht unbe-
rücksichtigt und unbeantwortet bleiben. 

Ich fange mal mit der Appellklausel an. Ich sage das jetzt bewusst als Teil eines Ge-
setzgebers. Es ist vollkommen klar, dass das keine Mussvorschrift ist, dass es auch 
keine Regelung geben wird, dass sämtliche Räte zukünftig paritätisch besetzt werden 
müssen. Diese Regelung ist im Gesetzentwurf der Landesregierung eindeutig so for-
muliert, dass es ein Appell und keine gesetzliche Vorschrift ist, das zukünftig so zu 
machen. Daher verstehe ich den Hinweis, das Ganze solle verfassungswidrig sein, 
auch gar nicht. Beispielsweise steht in Artikel 20 Grundgesetz etwas von dem Schutz. 
Das ist also ein Verfassungsziel. Trotzdem kommen allein aus dieser Norm keine kon-
kreten Vorschriften heraus, die besagen, wann Verbrennungsmotoren abgeschafft 
werden sollen und wann man keine Gasheizung mehr einführen darf. Das ist keine 
Mussvorschrift, sondern es ist ein allgemeines Staatsziel, das darin einfließt. 

Ähnlich ist das mit der Appellklausel zu sehen. Wir gehen davon aus, dass diese Appell-
klausel, die schon dem Namen nach appellativen Charakter hat, durchaus auch bei 
den einen oder anderen Wahlbewerberinnen und -bewerbern Denkanstöße auslösen 
wird. Aber es wird sie nicht rechtlich daran hindern, die Listen weiterhin nicht paritätisch 
aufzustellen. Das ist eben der Kernunterschied. 

Das ist genau der Punkt, warum wir der festen Überzeugung sind, dass die Regelung, 
die die Landesregierung vorgeschlagen hat, eins zu eins verfassungskonform ist. 
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Der zweite Punkt, auf den ich hinweisen möchte, ist Folgendes. Wenn ich das richtig 
im Kopf habe, haben Sie bezüglich des erstmaligen Zusammentretens nach der Wahl, 
das in Artikel vier geregelt ist, eine schlechte Gesetzestechnik kritisiert. Bislang ist es 
ganz eindeutig so, dass die erste Zusammensetzung bzw. die erste Ratssitzung sechs 
Monate nach Beginn der Wahlperiode stattfinden soll. 

(Dirk Wedel [FDP]: Sechs Wochen!) 

– Sechs Wochen, nicht sechs Monate. Sechs Monate wären wirklich ein bisschen viel.  

Nun hat die Landesregierung einen Vorschlag gemacht und sagt: Die sechs Wochen 
nach Beginn der Wahlperiode bleiben. Zusätzlich soll aber auch noch die erste Sitzung 
nicht nur sechs Wochen nach Beginn der Wahlperiode, sondern auch noch drei Monate 
nach Beginn der Wahl stattfinden. Das ist aus unserer Sicht so eindeutig geregelt. 

Der Sachverständige Professor Oebbecke hat das anders interpretiert. Ich will aber 
aus Sicht desjenigen, der mitbeschließen soll, sagen: Der Gesetzgeber hat sich ein-
deutig dabei gedacht, dass beide Sachen additiv erfüllt sein müssen. Jetzt kann man 
sich darüber streiten, ob man dazu noch einen redaktionellen Änderungsantrag stellt 
oder nicht. Aber ich bin mir sicher: Die Kommentarliteratur wird da eindeutig sein, dass 
beides additiv erfüllt sein muss.  

Nun zu der Frage des Sitzzuteilungsverfahrens. Herr Kollege Wedel, Sie haben gerade 
gesagt, das sei eine systematische Benachteiligung kleiner Parteien. Ich will ausdrück-
lich sagen, dass wir das nicht so sehen und dass auch die Mehrheit der Sachverstän-
digen in der Anhörung das nicht so gesehen hat.  

Wenn Sie Motive der antragstellenden Fraktionen hineininterpretieren, die expressis 
verbis so nicht im Änderungsantrag stehen, dann wird das trotzdem nicht richtiger. Wir 
haben nie mit der Zersplitterung der Räte argumentiert. Das ist nicht das Kriterium. Es 
geht allein um die Erfolgswertgleichheit der Stimmen. Die Zersplitterung der Räte ist 
nicht Teil der Begründung.  

Man kann sich darüber streiten, was das mathematisch bessere Verfahren ist. Wenn 
Sie versuchen, aufgrund von Wählerstimmen Sitze zu verteilen, dann entstehen so 
oder so Rundungsprobleme. Keine Rundungsprobleme hätten Sie nur dann, wenn Sie 
so viele Sitze zuteilen würden, wie Sie Wählerstimmen hätten. Dann hätten wir aber 
keine repräsentative Demokratie mehr, sondern eine direkte Demokratie. Dann könnte 
man sich das mit dem ganzen Kommunalwahlgesetz sparen und würde überall nur 
Bürgerversammlungen ausrichten. Das führt dazu, dass Sie so oder so irgendwelche 
Rundungen machen müssen. 

Dazu hat der Verfassungsgerichtshof auch schon eindeutig geurteilt. Das steht auch 
in dem Änderungsantrag:  

„Die verfassungsgerichtliche Rechtsprechung billigt dem Gesetzgeber bei 
der Wahl des Sitzzuteilungsverfahrens einen gewissen Ermessensspielraum 
zu, da jedes Sitzzuteilungsverfahren Vor- und Nachteile aufweise und in jedem 
Verfahren zwangsläufig Reststimmen unberücksichtigt blieben. Eine Auf- 
und Abrundung zur nächsten ganzen Zahl von Sitzen sei danach unaus-
weichliche Folge eines jeden Sitzzuteilungsverfahrens. Stünden verschiedene 
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Berechnungssysteme zur Verfügung, von denen sich unter dem Gesichts-
punkt der Wahlrechtsgleichheit keines als allein systemgerecht oder über-
legen erweist, sei es der Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers überlassen, 
für welche Sitzzuteilungsverfahren er sich entscheide. Die mit den jeweiligen 
Verteilungsverfahren verbundenen systembedingten Differenzierungen im 
Erfolgswert der Stimmen sind grundsätzlich hinzunehmen (VerfGH 12/08).“ 

Sie haben auch gesagt, man könne nicht auf ein neues Verfahren wechseln. Auch das 
sieht das Bundesverfassungsgericht anders – zitiert aus dem Änderungsantrag –:  

„Darüber hinaus ist auch der Wechsel auf ein gänzlich neues Sitzzuteilungs-
verfahren zulässig.“ 

Herr Sachverständiger Sydow hat in seiner Stellungnahme sehr eindeutig formuliert, 
dass es auch keinen Weltkongress der Mathematiker gibt, der irgendwas absegnen 
müsste, bevor sich der Gesetzgeber dazu erdreistet, auf ein neues Verfahren zu kommen. 

Im Übrigen will ich sagen: Ich weiß gar nicht, wer bei der nächsten Kommunalwahl 
davon profitieren wird und ob das nur die antragstellenden Fraktionen sind. Uns wurde 
beispielsweise immer unterstellt, wir hätten das Wahlalter 16 bei Europawahlen nur 
befürwortet, weil wir davon profitieren würden. Nach den entsprechenden Berechnungen 
und Nachwahlumfragen habe ich festgestellt, dass das für uns Grüne gar nicht der Fall 
ist, und trotzdem sind wir weiterhin Befürworter des Wahlalters 16. Das zeigt, dass wir 
nicht ein Wahlrecht machen, das uns am besten passt, sondern eines, das wir für richtig 
halten, weil es die Erfolgswertgleichheit erhöht. 

Sie haben dieses Beispiel zitiert: Wie kann es denn sein, dass eine Partei mit 0,8 Sitzen 
keinen Sitz, aber eine mit 14,3 Sitzen ihren Restsitz zugeteilt bekommt? Ich finde, das 
ist ein wichtiger Hinweis. Aber Sie müssen da auch eine Unterscheidung machen zwischen 
einer Grenzwertbetrachtung und einer Durchschnittswertbetrachtung. Beim durch-
schnittlichen Erfolgswert ist es bei 14,3 Sitzen besser zu erklären, auf 15 aufzurunden, 
als für einen durchschnittlichen Erfolgswert von 0,8 auf einen Sitz aufzurunden. Bei 
dem Fall von 14,3 haben die nur den Erfolgswert von 1,05 und bei der Partei, die 0,8 
Sitze hat, sind es 1,25. 

Das ist aber vollkommen logisch, denn der einzelne Wähler macht doch keine Grenz-
wertbetrachtung. Der schaut doch nicht um 16:45 Uhr im Wahllokal nach und sagt: 
Jetzt sind schon so viele Stimmen abgegeben worden, dass die Partei 13,25 Sitze hat. 
Jetzt muss ich strategisch diese Partei wählen, damit sie einen Sitz mehr kriegt, und 
nicht die andere Partei. – Das wissen wir doch nicht. Um 18:00 werden die Stimmzettel 
ausgezählt, und erst danach wird geguckt, welche Partei wie viele Stimmen hat. Und 
es wird nicht geschaut, um wie viel Uhr welche Partei ihre Stimmen bekommt. Deshalb 
ist eine Grenzwertbetrachtung bei dieser Frage auch vollkommen unsinnig, sondern 
eine Durchschnittswertbetrachtung ist hier viel sinnvoller. 

Das geben auch die Stellungnahmen der Sachverständigen durchaus wieder. Beispiels-
weise hat Herr Hapich deutlich formuliert, dass man anhand der Zahlen der letzten 
Kommunalwahl zu dem Schluss kommen kann, dass das neue Verfahren die Erfolgs-
wertgleichheit steigert. Es führt den Erfolgswert näher an den Idealwert von 1,0 heran. 
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Herr Professor Sydow hat als Kernergebnis in seiner Stellungnahme ausdrücklich zur 
Bewertung des Quotenverfahrens mit prozentualem Restausgleich ausgeführt: 

„Die vorgeschlagene Neuregelung verfolgt und erreicht ein verfassungsrecht-
lich legitimes Ziel, nämlich überproportionale Aufrundungsgewinne kleiner 
Parteien und Wählergruppen bei der Restsitzvergabe zu vermeiden. Dadurch 
wird für sie der tendenzielle Berechnungsvorteil des aktuellen Verfahrens 
des KomWahlG NRW abgebaut. Sie werden damit ggfs. im Vergleich zu 
der für sie günstigen aktuellen Rechtslage schlechter gestellt, nicht aber 
gemessen am (verfassungsrechtlich entscheidenden) Maßstab der Erfolgs-
wertgleichheit. Die auch im Rahmen des neuen Zählverfahrens unvermeid-
lichen Verzerrungseffekte halten sich im Rahmen etablierter, zulässiger Ver-
fahren. Der Neuregelungsvorschlag ist damit verfassungsrechtlich zulässig.“ 

Übersetzt sagt er damit: Es kann ja sein, dass die kleinen Parteien gegenüber dem 
Status quo schlechter gestellt werden. Aber sie werden nicht gegenüber dem Idealzu-
stand schlechter gestellt, sondern sie werden nur gegenüber dem Idealzustand etwas 
weniger bessergestellt. Und das ist der entscheidende Unterschied, auf den man an 
dieser Stelle hinweisen muss und auch hinweisen sollte, damit hier kein verzerrtes Bild 
davon entsteht, was verfassungswidrig ist und was nicht.  

Vorsitzende Angela Erwin: Ich möchte darauf hinweisen, dass gleich noch zahlreiche 
Tagesordnungspunkte des Innenausschusses anstehen.  

Dirk Wedel (FDP): Frau Vorsitzende, ich werde versuchen, den Hinweis zu berück-
sichtigen. Aber ich bitte um Nachsicht, dass sich das entsprechende Abwägungsma-
terial im Protokoll wiederfinden muss. Insofern war es leider notwendig, das in der 
Ausführlichkeit zu machen. 

Ich fange an mit dem, was Herr Kollege Moor und Herr Kollege Rock zu § 15 Abs. 5 
gesagt haben. Ich wende mich mit keiner Weise dagegen, dass Frauen häufiger in 
Räten und Kreistagen usw. sitzen, sondern ich wende mich gegen dieses Mittel, das 
in ein Gesetz hineinzuschreiben mit einer entweder völlig unverbindlichen oder sonst 
verfassungsrechtlich bedenklichen Vorschrift. Was Sie, Herr Kollege Rock, angespro-
chen haben – an dieser Stelle muss ich Ihnen widersprechen – ist nur eine der beiden 
Möglichkeiten der Auslegung. 

Herr Professor Ogorek hat es sehr schön dargestellt, indem er Satz 2 des § 15 Abs. 5 
zum Ausgangspunkt genommen hat und auf dieser Grundlage zu Ihrer Lösung gekom-
men ist. Die Professoren Oebbecke und Mayen haben aber Satz 1 zum Ausgangs-
punkt genommen, nämlich eine entsprechende Sollvorschrift, und sie sind auf dieser 
Grundlage genau zum Gegenteil gekommen. 

Deswegen habe ich auch gesagt, es handele sich um schlechte Gesetzgebungstechnik. 
Wenn man doch an dieser Stelle einen Appell beschließen wollte, dann hätte man den 
auch formulieren können, und nicht etwas, was zumindest zweifelhaft ist und mehrere 
Auslegungsmöglichkeiten eröffnet. 
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Ich danke Ihnen, Herr Kollege Rock, für die Klarstellung. Sie haben offensichtlich 
selbst gemerkt, dass man die Formulierung in § 47 der Gemeindeordnung so oder so 
sehen kann. Herr Professor Oebbecke hat es jedenfalls anders interpretiert als Sie. 
Aber Sie haben ja zumindest für die historische Auslegung etwas zu Protokoll ge-
bracht, was vielleicht an dieser Stelle Berücksichtigung finden könnte, wenn es mal 
darauf ankommen sollte. 

Ich komme noch mal zu dem Thema des Sitzzuteilungsverfahrens. Ich habe nie be-
stritten, dass die Auffassung von Herrn Professor Sydow – den greife ich einfach mal 
heraus, weil der das am prägnantesten und auch am stärksten in sich geschlossen 
dargestellt hat – in sich schlüssig ist. Die Frage ist aber: Bildet sie alle Perspektiven 
ab? – Und das habe ich wiederum bestritten, weil ich sage: Sie bildet im Endeffekt 
eigentlich nur die Erfolgswertgleichheit aus Sicht der Parteien ab. Ja, 1,0 ist der mög-
lichst anzustrebende Wert. 

Damit bin ich dann auch bei der Lösung, wenn ich Ihrem Beispiel folge, dass die Auf-
rundung von 14,3 Sitzen näher liege als die Aufrundung von 0,8 Sitzen. Wenn man 
das aus Sicht des einzelnen Wählers sieht – Wie viele Stimmen fehlen denn eigentlich 
noch bis zum nächsten Sitz? Das ist ja die Betrachtung, die der einzelne Wähler an-
stellen würde; natürlich nicht während des Wahlvorgangs, sondern danach –, dann 
stellt sich die Sache anders dar, weil die Aufrundung von 0,8 auf 1,0 in absoluten Wäh-
lerstimmen deutlich weniger an Aufrundung erfordert als die von 14,3 auf 15. Darin 
liegt das Problem.  

Professor Oebbecke hat in der Anhörung sehr deutlich gemacht, dass man eigentlich, 
wenn sich das Ganze so vor dem Verfassungsgericht wiederfinden sollte, nach den 
Verfahrensarten jeweils unterschiedliche Betrachtungen vornehmen müsste, nämlich 
beim Organstreitverfahren die Betrachtung, die Sie vornehmen, und beim Wahlprüfungs-
verfahren im Zweifelsfall die Betrachtung, die ich vorgenommen habe. Demnach sei es 
aber, weil der Verfassungsgerichtshof in der gleichen Frage nicht zu unterschiedlichen 
Ergebnissen kommen wird, unsicher, ob er letztlich die eine oder die andere Betrach-
tung zum Gegenstand macht. Daraus ergibt sich die verfassungsrechtliche Unsicher-
heit, die ich hier festgestellt habe. 

Ich habe hier nur Zweifel angemeldet – das möchte ich noch einmal klarstellen. Natür-
lich sind andere dazu berufen, darüber zu urteilen, ob das verfassungsgemäß ist. Aber 
ich möchte verfassungsrechtliche Zweifel anmelden.  

Das alles ändert nichts daran, dass wir uns den Appellen auch des Kollegen Frieling 
nicht anschließen können und insofern auch nicht zustimmen werden. 

Heinrich Frieling (CDU): Ich versuche, es kurz zu halten. Drei Punkte aus der ersten 
Stellungnahme des Kollegen Wedel sind mir wichtig. 

Erstens: die Abweichung der Wahlkreise von der durchschnittlichen Größe. Bezüglich 
unserer Änderung von 20 auf 25 % hat uns der Sachverständige Mayen überzeugt, 
der gesagt hat, es gebe keinen Grund, hinter dem bestehenden Urteil zurückzubleiben. 
Aber Sie haben natürlich recht, wenn Sie darauf hinweisen. Wir reden hier von 
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absoluten Ausnahmesituationen, die im Einzelfall auch konkret zu begründen sind, und 
das muss dem entsprechenden verfassungsgerichtlichen Maßstab auch genügen.  

Zweitens: der Termin der Konstituierung. Dazu hat der Kollege Rock eigentlich schon 
das Wesentliche gesagt. Ich halte diese Formulierung, wie sie jetzt ist, für sehr präzise. 
Sie greift auch ein Urteil auf, sodass sie nicht vom Himmel fällt. Der Abstand von drei 
Monaten nach dem Wahltermin wäre ohnehin zu berücksichtigen. Der Sachverstän-
dige Oebbecke ist der einzige, der meint, hier etwas anderes verstanden zu haben, 
aber das auch nur auf Umwegen. In seiner Stellungnahme argumentiert er von der 
Entwicklung in der Praxis ausgehend, die aber nach meiner Überzeugung durch diese 
Regelung, durch diese Klarstellung überhaupt nicht beeinflusst wird, denn die Sechs-
wochenfrist nach Beginn der Wahlperiode gilt ja uneingeschränkt weiter. Sie wird nur 
ergänzt um die drei Monate nach dem Wahltermin, also um einen anderen Anknüp-
fungszeitpunkt, und erweitert eben nicht die Möglichkeit, eine konstituierende Sitzung 
später stattfinden zu lassen. Genau das ist nicht der Fall. 

Drittens: das Zählverfahren. Lieber Kollege Wedel, da ist es mir schon wichtig, dem für 
die CDU-Fraktion zu widersprechen. Kollege Moor hat eigentlich das Wesentliche ge-
sagt, indem er noch mal die Erfolgswertgleichheit betont hat, die uns dazu führt, dieses 
neue Zählverfahren einzuführen. Sie haben einen Sachverständigen herausgenom-
men, und zwar den Sachverständigen Markus Klaus der KPV; das ist die Kommunal-
politische Vereinigung der CDU. Die war übrigens genauso eingeladen und vertreten 
wie auch die kommunalpolitischen Vereinigungen der anderen Fraktionen. Es waren 
alle vertreten, und Sie haben eine herausgegriffen, die sich naturgemäß mit den Fragen 
von Funktionsfähigkeit, von Räten und von Zersplitterung beschäftigt. 

Sie haben das aus einer anderen Sachverständigenanhörung, wenn ich es richtig im 
Kopf habe, auf das Motiv der Fraktionen, einen Gesetzesentwurf zu machen, übertragen. 
Dem widerspreche ich ausdrücklich und schließe mich dem Kollegen Moor an: Es geht 
beim Zählverfahren darum, die Erfolgswertgleichheit der Stimme möglichst gut abzu-
bilden. Sonst hätte man über andere Verfahren reden müssen. Wenn es in erster Linie 
darum ginge, die Funktionsfähigkeit zu verbessern und Zersplitterung zu vermeiden, 
dann hätte man sofort auf das Verfahren D’Hondt wechseln müssen. Das ist ein gutes 
Verfahren, für das es auch viele Gründe gibt. Aber hier geht es eben um die Erfolgs-
wertgleichheit, und da liegt das neu vorgeschlagene Verfahren deutlich näher dran.  

Dirk Wedel (FDP): Ich mache es ganz kurz, aber ich habe eine Sache gerade noch 
vergessen. Der Kollege Frieling gibt mir nun einen Grund, das noch mal zu präzisieren. 
Erstens habe ich nicht nur Herrn Klaus zitiert, sondern auch noch Herrn Luhmann, 
sodass das schon zwei Sachverständige sind, und zwar genau diejenigen, deren Or-
ganisationen Ihnen von SPD und CDU nicht völlig fremd sind. Genau die haben das 
gefordert. 

Dass Sie aus taktischen Gründen natürlich wohlberaten sind – und Sie haben es auch 
nicht getan –, in diesen Änderungsantrag irgendetwas von Funktionsunfähigkeit rein-
zuschreiben, das liegt auf der Hand; denn dann würden natürlich die Erfolgsaussichten 
irgendeiner verfassungsgerichtlichen Maßnahme exorbitant steigen. Deswegen haben 
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Sie das tunlichst vermieden, haben dieses Wort nicht in den Mund genommen und es 
auch nicht in den Antrag geschrieben.  

Es ist ja nicht so, dass ich hier irgendetwas völlig Fernliegendes zitiert hätte, sondern 
Sie haben sich im Endeffekt nach der ersten Anhörung Gedanken gemacht, so nach 
dem Motto: Was kann man denn an dieser Stelle noch tun? – Und Sie haben dann im 
gleichen Gesetzgebungsverfahren noch einen Änderungsantrag auf den Weg ge-
bracht, weil genau das von diesen beiden kommunalpolitischen Vereinigungen – die GAR 
hat das noch differenziert – gefordert worden ist nach dem Motto: entweder Sperrklausel 
oder, wenn das nicht geht, eine Änderung des Sitzzuteilungsverfahrens. – Das ist sehr 
deutlich erkennbar. 

Deswegen habe ich am Anfang diese ganzen Zitate gebracht, um das einfach noch 
mal in eine vernünftige Reihenfolge zu bringen. Und darüber können Sie nicht hinweg-
täuschen, indem Sie betonen, dass es Ihnen ausschließlich auf die Erfolgswertgleich-
heit ankäme. Die Materialien im Gesetzgebungsverfahren sprechen da ihre eigene 
Sprache.  

Vorsitzende Angela Erwin: Weitere Wortmeldungen sehe ich nicht. Damit sind wir 
am Ende der Aussprache angekommen. 

Der Ausschuss für Heimat und Kommunales stimmt dem Ände-
rungsantrag Drucksache 18/9736 mit den Stimmen der Frakti-
onen von CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen 
die Stimmen der Fraktionen von FDP und AfD zu. 

Der Ausschuss für Heimat und Kommunales stimmt dem infolge 
der vorherigen Abstimmung geänderten Änderungsantrag Druck-
sache 18/9089 – Neudruck – mit den Stimmen der Fraktionen 
von CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die 
Stimmen der Fraktionen von FDP und AfD zu. 

Der Ausschuss für Heimat und Kommunales stimmt dem Ände-
rungsantrag Drucksache 18/9737 mit den Stimmen der Frakti-
onen von CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen 
die Stimmen der Fraktionen von FDP und AfD zu. 

Der Ausschuss für Heimat und Kommunales stimmt dem infolge 
der angenommenen Änderungsanträge geänderten Gesetzent-
wurf Drucksache 18/7788 mit den Stimmen der Fraktionen von 
CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen 
der Fraktionen von FDP und AfD zu. 

Der Hauptausschuss stimmt dem Änderungsantrag Drucksache 
18/9736 mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD und 
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BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen 
von FDP und AfD zu. 

Der Hauptausschuss stimmt dem infolge der vorherigen Ab-
stimmung geänderten Änderungsantrag Drucksache 18/9089 – 
Neudruck – mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Frak-
tionen von FDP und AfD zu. 

Der Hauptausschuss stimmt dem Änderungsantrag Drucksache 
18/9737 mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen 
von FDP und AfD zu. 

Der Hauptausschuss stimmt dem infolge der angenommenen 
Änderungsanträge geänderten Gesetzentwurf Drucksache 
18/7788 mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen 
von FDP und AfD zu. 

Der Innenausschuss stimmt dem Änderungsantrag Drucksache 
18/9736 mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen 
von FDP und AfD zu. 

Der Innenausschuss stimmt dem infolge der vorherigen Ab-
stimmung geänderten Änderungsantrag Drucksache 18/9089 – 
Neudruck – mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Frak-
tionen von FDP und AfD zu. 

Der Innenausschuss stimmt dem Änderungsantrag Drucksache 
18/9737 mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen 
von FDP und AfD zu. 

Der Innenausschuss stimmt dem infolge der angenommenen 
Änderungsanträge geänderten Gesetzentwurf Drucksache 
18/7788 mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen 
von FDP und AfD zu. 
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2 Aktueller Stand der Sicherheitslage und der polizeilichen Einsatzwahrneh-

mung bei der UEFA EURO 2024 (Bericht auf Wunsch der Landesregierung) 

Minister Herbert Reul (IM) berichtet: 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, der eine oder andere hat bestimmt schon mal im 
Fernsehen die Vorrunde miterlebt. Die ersten 36 Spiele sind nun vorbei. Etwas we-
niger als die Hälfte dieser Spiele, nämlich 14, haben bei uns in NRW stattgefunden. 
15 Spiele stehen bis zum Finale in Berlin noch an, 6 davon in NRW. Nun steht eine 
Halbzeitbilanz an.  

Für die Deutsche Nationalmannschaft läuft es ja ganz gut. Aber wir wollen abwarten; 
da kommt ja noch der Samstagabend. 

Ich als Innenminister kann sehr zufrieden sein, weil sich die umfassenden Vorberei-
tungen der Sicherheitsbehörden – wir hatten darüber schon im Ausschuss berichtet – 
gelohnt haben, zumindest bis heute.  

Erstens. Die bisherigen Spiele haben ohne größere Zwischenfälle und Störungen 
stattgefunden. Das heißt natürlich nicht, dass es keine Straftaten gab, denn Groß-
veranstaltungen, bei denen nichts passiert, müssen erst noch erfunden werden. 
Aber bei dem, was passiert ist, handelte es sich fast ausschließlich um Einzeldelikte, 
strafbare Pyrotechnikeinsätze, Beleidigungen, Sachbeschädigungen. Vereinzelt 
gab es auch Körperverletzungen. Insgesamt waren es 400 Delikte mit EM-Bezug, 
übrigens bezogen auf ganz NRW. Im Einzelnen waren es rund 150-mal strafbare 
Pyrotechnikeinsätze, 40 % der Delikte, 60-mal Körperverletzung, 50-mal Hausfriedens-
brüche, 20-mal Diebstähle, 20 Beleidigungen, 15 Widerstandshandlungen gegen 
Vollstreckungsbeamte und ein Dutzend Sachbeschädigungen sowie einige kleinere 
Sachen – in Anführungsstrichen – wie Schwarzfahren. 

133 Personen wurden aus unterschiedlichen Gründen in Gewahrsam gebracht. Das 
sind alles vorläufige Zahlen, die unmittelbar aus dem Einsatz heraus erfasst werden. 
Sie zeigen aber eine deutliche Tendenz und unterstreichen den Erfolg bei der Halb-
zeitbilanz sehr eindrücklich und sprechen eigentlich für sich. Wenn bei bis jetzt über 
1 Million Zuschauern in den nordrhein-westfälischen Stadien sowie auf den Straßen 
und Plätzen nur rund 400 meist kleinere Straftaten verfolgt werden, ist die Botschaft 
klar: Die Besucherinnen und Besucher aus dem In- und Ausland konnten und können 
sich in NRW sicher fühlen. 

Wenn es zu Vorfällen kam, war die Polizei schnell zur Stelle. Erstes Beispiel: das 
Spiel zwischen Serbien und England am 16.06.2024 in Gelsenkirchen. Das war 
nicht unkritisch; das haben wir gewusst und im Vorfeld im Blick gehabt. Es wurde 
also entsprechend eingestuft und vorbereitet – Stichwort: Hochrisikospiel. Vor dem 
Spiel kam es dann leider auch zu einer körperlichen Auseinandersetzung zwischen 
serbischen und englischen Anhängern. Da wurde unter anderem mit Stühlen und 
Flaschen geworfen. Das Ganze fand vor einer Kneipe statt. Das können Sie in der 
Zeitung nachlesen. Das Wichtige ist: Die Polizei war sehr schnell da und hat die Aus-
einandersetzung beendet. Sieben Krawallmacher haben an diesem Tag – ich sage es 
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mal in der Fußballersprache – die rote Karte gesehen, sprich: Ingewahrsamnahme, 
Strafverfahren. 

Noch während des Einsatzes hat die Polizei in Gelsenkirchen die ersten Videoaus-
wertungen durchgeführt, also zusätzlich, und nach dem Einsatz wurde sofort eine 
Ermittlungskommission eingerichtet. 21 serbische Anhänger konnte dann zusätzlich 
ein konkreter Tatvorwurf gemacht werden. Acht davon kennen wir namentlich. Ge-
gen drei Personen konnte nachträglich ein Haftbefehl erwirkt werden. Auf englischer 
Seite konnte derzeit 23 Personen ein konkreter Tatvorwurf gemacht werden. Davon 
sind elf mit Namen bekannt. Nach allen anderen Personen wird gefahndet. 

Der internationale Informationsaustausch hat sich in diesem Fall bewährt, das IPCC 
hat großartig funktioniert. Einer der gerade genannten englischen Krawallmacher 
wurde bei seiner Rückkehr am Flughafen in England sofort festgenommen. Es 
wurde der Pass abgenommen, und seine Zeit bei der EM ist vorbei. Hier kommt er 
nicht mehr hin. Die Engländer prüfen übrigens auch ein heimisches Stadionverbot.  

Auch im Bundesgebiet hat der Austausch funktioniert. In München, beim ersten 
Spiel der Serben, ein paar Tage später am 20. Juni 2024 wurden zwei der eben 
genannten serbischen Störer wiedererkannt. Einer wurde festgenommen und sitzt 
jetzt in der Zelle. 

Solche Bilder sind sicherlich nicht schön. So etwas will kein Mensch. Wir können 
darauf verzichten. Aber zur Wahrheit gehört auch: An fast an fast allen Derbie-Wo-
chenenden in NRW im normalen Bundesligabetrieb ist mehr los. Ich war in Gelsen-
kirchen, und da haben die Polizisten mir gesagt: Wenn Schalke gegen Dortmund 
spielt, ist mehr auf der Straße los als jetzt. – Das fand ich nicht ganz unwichtig. Ich 
komme bestimmt irgendwann mal darauf zurück. 

Zweitens: Drohnenabwehr. Das wird immer wichtiger, weil die Geräte heute für je-
den für einen Appel und ein Ei zu kaufen sind. Das erklärt auch, warum an fast allen 
Spieltagen Drohnen an den Stadien gesichtet worden sind. Das kriegen Sie norma-
lerweise gar nicht mit. All diese Drohnen wurden aber erfolgreich mit einer speziel-
len Technik abgewehrt. Es hat sich also ausgezahlt, dass wir auf der Flughöhe der 
Technik sind. Oft wurden übrigens die jeweiligen Pilotinnen und Piloten auch ange-
troffen und angezeigt. Das waren keine Angriffe, das ist klar. Die wollten mal foto-
grafieren, also Privatinteressen. Aber man weiß ja nicht, wer da dranhängt. Es han-
delte sich also nicht um Terroristen, sondern um Privatpersonen, die aus Unacht-
samkeit zu weit geflogen sind. 

Drittens: Bonn. Darauf will ich auch zu sprechen kommen. Hier wurde ein Sympa-
thisant des ISPK bei der Einreise über den Flughafen Köln-Bonn am 6. Juni von den 
Beamtinnen und Beamten des Polizeipräsidiums Bonn und der Bundespolizei aus 
dem Verkehr gezogen. Dem deutsch-marokkanisch-polnischen Beschuldigten wird 
unter anderem die Unterstützung einer terroristischen Organisation vorgeworfen. 
Dem ISPK hat er mittels Kryptowährungen Geld zukommen lassen. Das Verfahren 
des Generalbundesanwalts läuft beim Bundesgerichtshof. Die Festnahme ist der in-
tensiven und auch international vernetzten Zusammenarbeit zu verdanken. 
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Dies zeigt, wie wichtig es ist, Sicherheitsbehörden auch bei dem Akkreditierungsver-
fahren einzubinden. All diese Zehntausenden von Leuten sind akkreditiert und über-
prüft worden. Diese Zuverlässigkeitsprüfungen haben dazu geführt, dass solche 
Personen nicht ins Stadion gekommen sind. Mithilfe der Veranstalterin haben wir 
einige Personen, die man nicht in Sicherheitsbereichen haben möchte, aufgeklärt, 
und wir haben ihnen den Zugang verwehrt. Dafür gibt es keine Überschrift, aber es 
ist nicht ganz unwichtig, dass das System funktioniert. Das ist nie lückenlos, 100 % 
gibt es nicht. Aber dass unter denen, die da eigentlich vorgesehen waren, einige 
waren, die wir auf dem Schirm hatten, ist nicht schlecht. Das setzt voraus, dass man 
sie auf dem Schirm hat und über die Daten verfügt. 

Noch ein paar Worte zur Gefährdungslage. Da gibt es nichts Neues, aber auch 
keine Entwarnung. Es gibt keine konkreten Gefährdungen – das wiederholt sich –, 
aber abstrakt bleibt das Bedrohungslevel bestehen. Großveranstaltungen bleiben 
immer interessante Ziele für islamistische Terroristen, beispielsweise beim Islami-
schen Staat Provinz Khorasan, die Regionalabteilung des sogenannten Islamischen 
Staates in Afghanistan. 

Sie haben vielleicht die Bilder gesehen, die von diesen Terroristen im Vorfeld über 
die digitalen Netzwerke gestreut wurden. Da wird ganz unverhohlen mit Terroran-
schlägen in Stadien, am Boden oder auch mit Drohnen gedroht. Zum Wochenende, 
am 29. Juni, rechnen wir noch mal mit dem Hochfahren der Propagandamaschine-
rie. Hintergrund ist, dass genau vor zehn Jahren das Kalifat des sogenannten Isla-
mischen Staates in Syrien und im Irak ausgerufen wurde. An solchen Daten drehen 
die noch mal auf. 

Diese widerwärtigen Bilder haben zwei Funktionen, das muss man wissen: Erstens 
sollen damit sogenannte einsame Wölfe motiviert werden, sich ihrem Fanatismus 
zu ergeben und auf selbstmörderische Reise zu gehen. Und zweitens soll natürlich 
auch die Bevölkerung verunsichert werden. Das darf man nicht unterschätzen. Es 
hat auch eine Wirkung. Wenn die Zeitungen darüber berichten und diese Bilder zei-
gen, dann denkt ja jeder, es bestehe eine Gefahr und morgen passiere etwas. 

Ich will darauf hinweisen, dass die EM nicht nur Islamisten interessiert. Auch die 
deutschen links- und rechtsextremistischen Ultra- und Hooliganszenen nutzen das 
Großereignis als Plattform. Aber wir sind im Austausch zwischen Bund und Land 
und haben die Situation im Blick, über das Gemeinsame Terrorismusabwehrzent-
rum, das Gemeinsame Extremismus- und Terrorismusabwehrzentrum in Land und 
Bund, über eigene EM-Sonderstrukturen in unserem NRW-Verfassungsschutz und 
nicht zuletzt über IPCC.  

Obwohl es eine Zwischenbilanz ist – wir sind noch nicht am Ende, und es kann 
immer noch etwas passieren; das muss man wissen –, will ich die Gelegenheit nut-
zen, denen zu danken, die da unterwegs waren, über 58.000 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter allein der nordrhein-westfälischen Polizei, Bereitschaftspolizei, Streifen-
beamte, Kriminalbeamte, Regierungsbeschäftigte. Ich denke, das kann ich auch in 
Ihrem Namen sagen. Die haben alle Urlaubssperre, wie Sie wissen. Und die ma-
chen einen super Job. Dazu gehören natürlich auch diejenigen, die im Bereich des 
Verfassungsschutzes engagiert unterwegs sind. Die sieht man nicht, aber die sind 
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genauso intensiv unterwegs und sortieren die Informationen. Und natürlich gilt das 
auch für diejenigen, die im Sanitätsbetreuungsdienst, Brandschutz, ABC-Schutz, 
auf Löschbooten, also bei den anderen Organisationen dabei sind. Das sind noch 
mal 4.500 Einsatzkräfte, die in die Spielstätten verlegt werden mussten. 

Ich glaube, man kann zufrieden sein. Es ist zwar noch lange nicht am Ende, aber 
es hat sich zumindest an einigen Punkten – deswegen habe ich sie so konkret ge-
nannt – gezeigt, dass solche Vorbereitungen Sinn haben, nicht nur dann, wenn man 
nachher sagt: „Gott sei Dank ist nichts passiert“. Letzteres kann auch ganz andere 
Umstände haben. Aber wir haben an ein paar Stellen auch zeigen können, dass wir 
mit den Maßnahmen Wirkung zeigen.  

Marc Lürbke (FDP) bedankt sich für den Bericht. Die Fußballeuropameisterschaft 
stelle einen Härtetest für die innere Sicherheit in Nordrhein-Westfalen dar. Dem Dank 
an die Einsatzkräfte schließe er sich an.  

Der bevorstehende zehnte Jahrestag der Ausrufung des sogenannten Islamischen 
Staats – ausgerechnet am Tag des Deutschland-Länderspiels in Dortmund – bereite 
ihm im Zusammenhang mit ISPK große Sorgen. Den Innenminister frage er, ob in Bezug 
auf radikalisierte Kräfte bereits konkrete Erkenntnisse vorlägen und ob die Landesre-
gierung sich gut gerüstet dafür sehe. 

Weiterhin bitte er um Erläuterungen zum Hintergrund der im Bereich des Polizeipräsi-
diums Bielefeld in Präventivgewahrsam genommenen Gefährder. Er wolle wissen, ob 
weitere Prüfungen seitens der Sicherheitsbehörden zum Präventivgewahrsam gegen 
Gefährder oder relevante Personen und Bestätigungen durch Richter stattgefunden 
hätten.  

Die Einlasskontrollen an den Stadien und Fanzonen verliefen anscheinend friedlich. 
Dennoch interessiere ihn, ob dort über die bisherige Berichterstattung hinaus noch 
weitere Dinge gefunden worden seien, die Anlass zur Sorge böten. 

Christina Kampmann (SPD) bedankt sich ebenfalls für den Bericht und schließt sich 
dem Dank an die Einsatzkräfte an. Ihnen sei der bisher sehr sichere Verlauf der EM 
zu verdanken.  

Von Minister Reul wolle sie wissen, wie viele Anhänger des ISPK sich in Nordrhein-
Westfalen befänden und wie viele davon als Gefährder eingestuft seien. 

Minister Herbert Reul (IM) antwortet, in Bezug auf den Jahrestag des sogenannten 
Islamischen Staats lägen keine konkreten Hinweise vor. Entsprechende Meldungen 
im Internet würden ernst genommen; die Einsatzkräfte seien ohnehin bereit. 

Die besagten vier Personen seien in Bielefeld und in Dortmund in Langzeitgewahrsam 
genommen worden. Seit der Änderung des Polizeigesetzes im Jahr 2018 bestehe die 
Möglichkeit dazu 28 Tage lang. Keine der vier Ingewahrsamnahmen sei im direkten 
Zusammenhang mit der Europameisterschaft erfolgt. Die vier Personen könnten alle-
samt dem sogenannten Phänomenbereich „Politisch motivierte Kriminalität – religiöse 
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Ideologie“ zugeordnet werden. Es handele sich also um Islamisten. Alle seien relevante 
Personen bzw. Gefährder und männlich. Konkrete Planungen zu terroristischen Straf-
taten lägen zwar nicht vor, allerdings beständen strafrechtliche Anfangsverdachtsmo-
mente, die sich in zwei Fällen bereits bestätigt hätten. Die Landesregierung stehe 
hierzu in engem Austausch mit den Staatsanwaltschaften. 

Allein strafrechtliche Hintergründe hätten in diesem frühen Stadium nicht zu Festnahmen 
geführt, weshalb das Polizeigesetz sich hier als sehr hilfreich erweise. 

Leider könne kein direkter Zusammenhang zwischen der Gesamtzahl der Gefährder – 
in NRW derzeit 180 – und dem ISPK hergestellt werden, so LKD Markus Gemünd 
(IM). Teilweise vermische sich das bei einzelnen Personen auch mit der ideologischen 
Ausrichtung des gesamten sogenannten Islamischen Staats. Lediglich in Einzelfällen 
könne eine Zugehörigkeit immer wieder belegt werden. 
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3 Zweites Gesetz zur Änderung des Landesbeamtengesetzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/8026 – Neudruck 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 18/9709 – Neudruck 

Ausschussprotokoll 18/561 (Anhörung am 22.04.2024) 

– abschließende Beratung und Abstimmung 

(Überweisung an den Innenausschuss – federführend –, an den 
Haushalts- und Finanzausschuss sowie an den Unterausschuss 
Personal des Haushalts- und Finanzausschusses am 28.02.2024) 

Vorsitzende Angela Erwin weist darauf hin, dass der mitberatende Unterausschuss 
Personal in der seiner Sitzung am 25. Juni 2024 beschlossen habe, kein Votum abzu-
geben. Der mitberatende Haushalts- und Finanzausschuss habe sowohl dem Ände-
rungsantrag als auch dem Gesetzentwurf zugestimmt. 

Christina Kampmann (SPD) sagt, ihre Fraktion habe sich infolge der Anhörung und 
angesichts der Demonstration Hunderter Feuerwehrleute vor dem Landtag mehr von 
dem Änderungsantrag erhofft. Noch immer wolle Schwarz-Gelb die Altersgrenze nach 
oben verschieben. Lediglich für 2.500 Beamtinnen und Beamte werde die Anhebung 
nun von zwei Jahren auf ein Jahr reduziert. Obwohl der Minister im Vorfeld darauf 
hingewiesen habe, dass in den verschiedenen Laufbahngruppen unterschiedliche Be-
lastungen anfielen, enthalte der Änderungsantrag nun genau das Gegenteil. Den psy-
chischen und physischen Belastungen der Feuerwehrleute werde damit nicht Rech-
nung getragen. Die SPD-Fraktion plädiere deswegen dafür, die Altersgrenze nicht zu 
verändern.  

In dem Gesetzentwurf des Ministeriums werde der Fachkräftemangel als wichtiges 
Kriterium angeführt, und auch in der vorigen Sitzung des Innenausschusses habe Mi-
nister Reul darauf verwiesen, aufgrund eines Gerichtsurteils müsse hier etwas getan 
werden. Allerdings könne das Problem mit der Heraufsetzung der Altersgrenze nicht 
gelöst werden. Gemäß den Sachverständigen in der Anhörung gebe es keinen Grund, 
die Altersgrenze heraufzusetzen. Laut Professor Dr. Langhoff von der Hochschule Nie-
derrhein gebe es keine Datenlage, die den Gesetzentwurf begründe. 

Nach der Meinung von Dr. Julia Höller (GRÜNE) zeige der Änderungsantrag, dass 
die Koalition in den zahlreichen Gesprächen der letzten Monate und auch in der An-
hörung gut zugehört und die vorgebrachten Argumente klug abgewogen habe. Einige 
Abgeordnete hätten auch die Feuerwehr besucht und seien auf Schichten mitgefahren. 
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Feuerwehrleute würden auch nach Verabschiedung des Gesetzentwurfs richtiger-
weise weiterhin wesentlich früher in den verdienten Ruhestand gehen als andere Be-
rufsgruppen, womit der besonderen physischen und psychischen Belastung Rech-
nung getragen werde. Es gelte dann die einheitliche Grenze von 61 Jahren, womit nun 
Planungssicherheit für alle bestehe. Die Arbeit in den Leitstellen werde künftig attrak-
tiver, es würden Aufstiegsmöglichkeiten gefördert und der Bürokratieaufwand gemin-
dert. Der gesellschaftlichen Entwicklung werde somit insgesamt Rechnung getragen. 

Regierungsarbeit sei deutlich komplizierter als die Arbeit in der Opposition, die sich 
darauf beschränken könne, Forderungen aufzustellen. Das Beamtenrecht sei sehr 
komplex, und auch die Differenzierung nach Laufbahngruppen sei nicht einfach vorzu-
nehmen. Auch der Fachkräftemangel könne mit den Maßnahmen nicht gelöst werden. 

Die in dem Änderungsantrag eingebrachte Regelung habe jedoch Anklang gefunden 
und sei von Feuerwehrmännern und -frauen als denkbar bezeichnet worden. Idealer-
weise ginge jede zwar Person in den Ruhestand, wenn es für sie bzw. für ihn physisch 
bzw. psychisch individuell richtig wäre, allerdings könne dies in der Praxis so nicht 
umgesetzt werden. 

Die Feuerwehrleute empfänden die Absenkung der Altersgrenze als Schlag ins Ge-
sicht und hätten dementsprechend in den vergangenen Monaten demonstriert, leitet 
Marc Lürbke (FDP) ein. Auch Schwarz-Grün habe gemerkt, dass sich das eigene 
Vorhaben zum Fiasko entwickle – die Feuerwehrleute hätten vielen CDU-Wahlkreis-
abgeordneten die Leviten gelesen – und habe dann daran „herumgedoktert“.  

Die daraufhin eingebrachten Änderungen reichten nicht aus. Zwar sei die Differenzie-
rung nach Altersgruppen aufgrund der großen Unzufriedenheit angepasst worden, aller-
dings bleibe es entgegen den Versprechungen und trotz aller Kritik der Sachverstän-
digen bei der Anhebung der Altersgrenze. Seine Fraktion empfinde das gegenüber 
den Feuerwehrleuten als unfair und als fachlich nicht ausgewogen, schon gar nicht 
angesichts des Fachkräftemangels. 

Markus Wagner (AfD) bezeichnet den Fachkräftemangel als das größte Problem der 
Feuerwehr. Als Ergebnis der Anhörung müsste in den nächsten fünf Jahren quantitativ 
50 % über der Norm ausgebildet werden, um dem Herr zu werden. Die Anhebung des 
Renteneintrittsalters wirke dabei eher kontraproduktiv. Die Fehlzeiten bei den Feuer-
wehrleuten über 50 Jahre seien ohnehin relativ groß und würden bei Verschiebung der 
Altersgrenze noch größer. Somit blieben Planstellen mit Personen besetzt, die oft phy-
sisch und psychisch nicht mehr ihren Aufgaben nachkommen könnten. 

Das Gesetz solle erklärtermaßen in Bezug auf den Fachkräftemangel helfen, so Bene-
dikt Falszewski (SPD), und nun gebe Frau Dr. Höller selbst zu, dass dies nicht der 
Fall sei. 

Nach dem Gerichtsurteil hätte die Landesregierung lediglich die Erlasslage in Gesetzes-
form gießen müssen, habe dann aber einen Gesetzentwurf eingebracht, der keines 
der Probleme löse. Den Änderungsantrag verkaufe Schwarz-Grüne nun als Kompromiss, 
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allerdings habe die Koalition der Feuerwehr anscheinend nicht richtig zugehört und 
lediglich die – von vornherein unsinnige – Differenzierung nach Laufbahngruppen an-
gepasst. 

Die SPD-Fraktion wolle, dass es bei der Altersgrenze 60 bleibe, um den besonderen 
Belastungen der Feuerwehrleute gerecht zu werden. Es sei nun an der Zeit, dass 
Schwarz-Grün den bisher angerichteten „Murks“ unterlasse und den Änderungsan-
trag, mit dem die Koalition sich vollkommen verrannt habe, zurückzuziehe. Dieser löse 
keines der Probleme und sei schlecht für die Feuerwehr. 

Natürlich könne mit dem Gesetzentwurf das große Problem des Fachkräftemangels 
nicht gelöst werden, erläutert Dr. Julia Höller (GRÜNE). Allerdings müsse eine Re-
gierungskoalition viele kleine Schritte gehen, die dann in der Gesamtheit zum Ziel führten. 
Der Gesetzentwurf stelle einen sinnvollen Kompromiss dar. 

Aus der Position der Opposition heraus sei es sehr einfach, Maßnahmen abzulehnen. 
Die Position der SPD halte sie immerhin noch für glaubwürdig, weil sie ähnliche An-
sichten immer vertreten habe. FDP und AfD jedoch sprächen sich ansonsten in allen 
Bereichen für Arbeitszeitverlängerungen und damit für weniger Leistungen, die der 
Staat erbringen müsse, aus. Nun verträten sie jedoch die Position der Arbeiter und 
plädierten für die Rente mit 60. 

Es sei nachvollziehbar, dass eine Anhebung einer Altersgrenze keinen Jubel auslöse, 
sagt Dr. Christos Katzidis (CDU). Er selbst habe bei der Polizei erlebt, wie im Jahr 
2003 der SPD-Ministerpräsident Peer Steinbrück und der Innenminister Fritz Behrens 
in einem Federstrich das Urlaubsgeld gestrichen, das Weihnachtsgeld reduziert, die 
Wochenarbeitszeit, die Lebensarbeitszeit verlängert und die Einstellungszahlen bei 
der Polizei in NRW von 1.100 auf 500 gesenkt hätten – eine ganz andere Größenord-
nung als die heute diskutierten Maßnahmen. 

Die Belastungen bei der Feuerwehr gestalteten sich individuell sehr verschieden. Er 
wisse sogar von einem Fall, in dem jemand aus dem Bereich der Feuerwehr länger 
arbeiten wollte, was aber von seiner Stadt abgelehnt worden sei. Auf Grundlage solcher 
Fälle sei die Möglichkeit der Verlängerung in das Gesetz aufgenommen worden. 

Die Spannbreite der Altersgrenze sei im Vergleich der Bundesländer sehr breit und 
reiche teilweise bis zu 64 Jahren. Die Anhebung von 60 auf 61 Jahre halte er für sehr 
moderat. Natürlich löse dies keine Freudensprünge aus. 

Im Zusammenhang mit der Gesetzesänderung stelle das kommunale Selbstverwal-
tungsrecht das Land vor Probleme. In jeder Stadt bzw. jeder Kommune würden Zahlen, 
Daten und Fakten anders, mit eigener Technik und eigener Software, erfasst, was die 
Erhebung einheitlicher Zahlen erschwere. Er hoffe, dass die Digitalisierung hier irgend-
wann einmal Vorteile mit sich bringe. 

Thomas Schnelle (CDU) weist auf die vielen seitens der Koalition geführten Gespräche 
mit Gewerkschaften, Interessenverbänden und Kolleginnen und Kollegen der Feuer-
wehr vor Ort hin. Man könne sich schönere Gespräche vorstellen, allerdings wüssten 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 32 - APr 18/625 

Innenausschuss 27.06.2024 
36. Sitzung (öffentlich) lb 
 
 
insbesondere junge Feuerwehrleute um die Entwicklung in der Gesellschaft und um 
die allgemeine Anhebung der Lebensarbeitszeit und gäben zu, dass eine Anpassung 
erfolgen müsse. 

Die Anhebung zeuge nicht von mangelndem Respekt; schließlich gingen Feuerwehr-
leute weiterhin sechs Jahre früher in Pension als andere Berufsgruppen. Angesichts 
dessen halte er eine Anhebung für durchaus gerechtfertigt. 

Der Fachkräftemangel werde durch die Maßnahme zwar nicht gelöst, allerdings stelle 
die Anhebung der Altersgrenze ein Mosaiksteinchen zur Beseitigung des Fachkräfte-
mangels dar, da künftig bei der Feuerwehr ein Jahr lang länger gearbeitet werde. Na-
türlich werde das Problem dadurch nicht gelöst, und die Regierung müsse sich weiter-
hin darum kümmern. 

Ein Attraktivitätsproblem entstehe bei der Feuerwehr durch die Anhebung nicht; im-
merhin wüssten junge Interessenten, dass sie bei der Feuerwehr wesentlich früher das 
Rentenalter erreichten als in anderen Berufsgruppen. 

Gerüstbauer könnten mit 65 Jahren in Rente gehen, und die FDP wolle das abschaffen. 
Wenn die FDP überall Anhebungen fordere, dann frage er sich, warum das nicht für 
die Feuerwehr gelten sollte. Dieser Widerspruch sei den Leuten kaum erklärbar. 

Die zuvor vorgesehene Trennung nach Laufbahngruppen hätten viele als ungerecht 
empfunden. Häufig wollten die Feuerwehrleute nicht in den gehobenen Dienst wech-
seln, weil damit der Wechsel vom Schichtdienst in den Tagdienst einhergehe. Eine 
Differenzierung nach Laufbahngruppen bei der Altersgrenze hätte dem eine weitere 
Hürde hinzugefügt, was nun im Änderungsantrag angepasst worden sei. 

Als einziges Argument für die Verlängerung der Lebensarbeitszeit habe die Koalition, 
so Markus Wagner (AfD), eine Anpassung an andere Berufsgruppen vorgebracht. 
Berücksichtige man allerdings die Anwesenheit auf der Wache als Arbeitszeit und da-
mit die tatsächliche Wochenarbeitszeit, arbeiteten Feuerwehrleute nicht sechs Jahre 
weniger als andere Berufsgruppen. Den Fachkräftemangel bei der Feuerwehr behebe 
man so nicht. 

Woher Dr. Julia Höller die Idee nehme, dass die AfD allenthalben eine längere Lebens-
arbeitszeit forderte, wisse er nicht. Tatsächlich lehne die AfD irrsinnige Vorschläge der 
Grünen Jugend für eine Viertagewoche bei vollem Lohnausgleich ab, weil sie die Über-
zeugung vertrete, dass zu verteilende Mittel erst erarbeitet werden müssten. 

Bereits in der Plenardebatte habe er gefordert, statt einer Verlängerung der Lebensar-
beitszeit die Altersgrenze von 60 Jahren per Gesetz festzulegen und Feuerwehrleuten, 
die physisch und psychisch dazu in der Lage seien, die Möglichkeit zu eröffnen, frei-
willig länger zu arbeiten. Auf Letzteres habe nun auch Dr. Christos Katzidis hingewiesen, 
und er frage sich, warum Schwarz-Grün dies dann nicht umsetze. 

Andreas Bialas (SPD) konstatiert, Schwarz-Grün rede sich etwas schön. Aus Spargrün-
den sollten nicht falsche Maßnahmen abgeleitet werden. Wie bei den von Dr. Christos 
Katzidis angesprochenen Reformen im Jahr 2003 gelte auch heute: „Mist bleibt Mist“. 
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Es gelte, aus den Fehlern von damals zu lernen. Es bei der bisherigen Altersgrenze 
zu belassen, sei den Belastungen der Feuerwehrleute angemessen. 

Die Wortmeldungen der Vertreter der Regierungskoalition machten deutlich, so Chris-
tina Kampmann (SPD), dass diese den Feuerwehrleuten und den Sachverständigen 
in der Anhörung nicht zugehört hätten. Der Direktor der Feuerwehr Essen habe darauf 
hingewiesen, dass es bei der Feuerwehr viel weniger Stellen im Tagdienst gebe als in 
anderen Berufen, dass der Tagdienst jedoch keine Tätigkeit zweiter Klasse darstelle. 
Die Tätigkeiten dort seien außerdem sehr spezialisiert. 

Der Hinweis auf die Gerüstbauer verfange nicht, weil Feuerwehrleute aufgrund ihrer 
Wochenarbeitszeit von 48 Stunden mehr arbeiteten. Längst sei gerichtlich festgestellt 
worden, dass die Anwesenheit auf der Wache als Arbeitszeit gelte. Außerdem habe 
bei der Feuerwehr – auch in der Nacht – eine große Arbeitsverdichtung stattgefunden. 
Insbesondere die Nachtschichten führten bei Feuerwehrleuten ab 55 Jahren zu einem 
großen Anstieg an Fehlzeiten.  

Kein einziges der durch Schwarz-Grün angeführten Argumente habe Bestand. 

Sebastian Watermeier (SPD) bekräftigt, von Feuerwehrleuten aus seinem Wahlkreis 
sei bislang nur enormes Unverständnis für die Anhebung der Altersgrenze geäußert 
worden. Die Betroffenen – auch die jüngeren – wollten allesamt bei der bisherigen 
Grenze von 60 Jahren bleiben. Die Politik müsse deutlich machen, dass die Feuerwehr 
eine Besonderheit darstelle, und die Betroffenen wünschten sich eine Anerkennung 
dessen.  

Die Haltung der Regierungskoalition enttäusche ihn, schließlich habe er nach der vergan-
genen Sitzung den Eindruck gehabt, dass sich auf deren Seite ein Einsehen etabliere.  

Der Ausschuss stimmt dem Änderungsantrag Drucksache 18/9709 
mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD, 
FDP und AfD zu. 

Der Ausschuss stimmt dem geänderten Gesetzentwurf Druck-
sache 18/8026 – Neudruck – mit den Stimmen der Fraktionen 
von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen 
der Fraktionen von SPD, FDP und AfD zu. 
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4 Gesetz zur Anpassung der Dienst- und Versorgungsbezüge in den Jahren 

2024 und 2025 sowie zur Änderung weiterer dienstrechtlicher Vorschriften 
im Land Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/9514 – Neudruck 

(Überweisung an den Haushalts- und Finanzausschuss – feder-
führend –, an den Innenausschuss, an den Ausschuss für Hei-
mat und Kommunales sowie an den Unterausschuss Personal 
des Haushalts- und Finanzausschuss am 12.06.2024) 

Es erhebt sich kein Widerspruch gegen den Vorschlag der 
Vorsitzenden Angela Erwin, sich nachrichtlich an der im feder-
führenden Ausschuss beschlossenen Anhörung am 5. Sep-
tember 2044 um 10:00 Uhr zu beteiligen. 
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5 Mit uns wird NRW Stärke zeigen: Die Clankriminalität endlich ganzheitlich 

bekämpfen – Neue Clans an ihrer Entstehung hindern – Unsere freiheitliche 
Ordnung verteidigen 

Antrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/5418 

(Überweisung des Antrags an den Innenausschuss – federfüh-
rend – an den Integrationsausschuss sowie an den Rechtsaus-
schuss am 23.08.2023) 

Der Ausschuss verständigt sich auf Wunsch von Markus Wagner 
(AfD) darauf, eine Anhörung von Sachverständigen durchzu-
führen. Die Modalitäten sollen in der Obleuterunde geklärt werden. 
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6 Offene Haftbefehle gegen Rechtextremist*innen in NRW (Bericht auf Wunsch 

der SPD-Fraktion [s. Anlage 1]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2763 

Nadja Lüders (SPD) sieht es als beschämend an, dass in Bezug auf die Jahre 2013 
und 2017 immer noch Haftbefehle nicht vollstreckt worden seien. Das Ministerium bitte 
sie, die Gründe dafür zu erläutern. Ferner wünsche sie zu erfahren, was im Bericht auf 
Seite 4 mit Haftbefehlen gemeint sei, die sich „anderweitig erledigt“ hätten und bei 
welcher der auf Seite 4 oben beschriebenen drei Prioritäten eine Zielfahndung einge-
setzt werde. 

Dorothea Deppermann (GRÜNE) fragt, ob die im Bericht auf Seite 3 erwähnten 79 
gesuchten Personen als Einzelpersonen verstanden werden müssten oder ob es sich 
um Personen handele, die sich in Gruppierungen zusammengeschlossen hätten. 

LKD Markus Gemünd (IM) antwortet, bei den aufgeführten Haftbefehlen der Jahre 
2013, 2017 und 2019 handele es sich nahezu ausschließlich um Personen, die sich 
im Ausland befänden. Teilweise seien die Aufenthaltsorte bekannt, teilweise nicht. In-
ternationale Haftbefehle lägen nicht vor, sodass eine Festnahme im Ausland nicht 
möglich sei. 

„Anderweitig erledigt“ könne eine Menge unterschiedlicher Fälle umfassen. Für Haft-
befehle existierten zwei Erhebungsstichtage, Ende März und Ende September; dazwi-
schen würden seitens des BKA keine Daten, die sehr aufwendig mittels eines Mas-
sendatenabgleich erhoben und dann vom BKA an die Länder versandt würden, zur 
Verfügung gestellt. Dabei könne es in den Gesamtzahlen zu Verschiebungen kom-
men, beispielsweise wenn eine Person festgenommen worden oder verstorben sei. 

Die drei Prioritäten unterteilten sich in Priorität I, Terrorismustaten, wobei kein Haftbe-
fehl offen sei, Priorität II, Gewaltdelikte und Delikte der allgemeinen Kriminalität mit 
und ohne PMK-Bezug, und Priorität III, Allgemeindelikte. Er könne keine generelle 
Auskunft darüber erteilen, ob in einem der Sachverhalte eine Zielfahndung eingesetzt 
worden sei. Dies hänge von vielen Faktoren sowie von der strafrechtlichen Bewertung 
ab und geschehe auch in Abstimmung mit der Staatsanwaltschaft. In einzelnen Fällen 
könne dies in allen Prioritäten vorkommen. Zu taktischen Maßnahmen könne er keine 
Auskunft geben. 

Das BKA übermittle lediglich Informationen über Einzelpersonen. Es sei Sache des 
Landes, die Fälle mit den Datensystemen im Hinblick auf mögliche Gruppierungen ab-
zugleichen. Für die Vollstreckung der Haftbefehle habe dies zunächst keine Relevanz, 
weshalb diese umfangreiche, händisch durchzuführende Einzelabfrage nicht unter-
nommen werde. Vielmehr konzentriere man sich auf die mittels Haftbefehl gesuchten 
Personen. 
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(Wird nicht behandelt; s. „Vor Eintritt in die Tagesordnung“) 

7 Sachsen-Anhalt: 90 Schusswaffen in Polizeischule verschwunden – Wie ist 
die Bilanz in NRW? (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 2]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2764 
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(Wird nicht behandelt; s. „Vor Eintritt in die Tagesordnung“) 

8 Zehn Stunden Polizei-Schießtraining pro Jahr – Ist das genug? (Bericht be-
antragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 2]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2767 
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9 IS-Terroristen festgenommen – Wie gefährdet ist Nordrhein-Westfalen? 

(Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 2]) 

In Verbindung mit: 

 Verhaftung eines mutmaßlichen ISPK-Unterstützers am Köln-Bonner Flug-
hafen (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 3]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2765  

Christina Kampmann (SPD) fragt, warum eine statistische Erhebung über ausgewie-
sene Gefährder nicht erfolge, wie es auf Seite 5 des Berichts nachzulesen sei. Sollte 
die Landesregierung dazu in der Lage sein, wäre es schön gewesen, dies auch im 
Bericht auszuführen. 

Dorothea Deppermann (GRÜNE) möchte wissen, wie viele Intensivtäter im Bereich 
„Rechtsextremismus“ verzeichnet würden. 

Minister Herbert Reul (IM) bekräftigt, dass eine statistische Erhebung anscheinend 
nicht erfolge. Allerdings stamme diese Information vom Ministerium für Kinder, Jugend, 
Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration. Er sichere zu, die Frage dorthin weiter-
zuleiten und die Antwort schriftlich zur Verfügung zu stellen. 

Christina Kampmann könne nun sicherlich nachfühlen, wie es ihm ergehe, wenn er auf 
seine Frage, wie viele Gefährder oder relevante Personen abgeschoben worden seien, 
die Antwort erhalte, die Landesregierung wisse es nicht, sagt Markus Wagner (AfD). 
Offensichtlich wolle das dafür zuständige Ministerium dies auch gar nicht wissen. 

An Minister Reul stelle er die Frage, ob die Ausländerbehörden vor Ort weiterhin nicht 
darüber informiert würden, wer in ihrem Bereich als Gefährder residiere. Dies sei rele-
vant, wenn sie beispielsweise eine Duldung aussprechen wollten, ohne zu wissen, 
dass es sich bei einer Person um einen Gefährder handele. 

LKD Markus Gemünd (IM) antwortet, die Zahl der Intensivtäter im Bereich „Rechtsextre-
mismus“ liege bei ungefähr 100 bis 150. Die genaue Zahl müsste er beim LKA erfragen. 
Einstufungen seien variabel und könnten sich täglich ändern, wenn neue Informatio-
nen hinzukämen, Informationen sich erledigt hätten oder dazu führten, dass Personen 
ausgestuft würden. 

Es bestehe eine gesetzliche Verpflichtung der Polizei, die Ausländerbehörden über die 
Erkenntnisse in Strafverfahren oder Sonstigen zu informieren. Die Landesregierung 
stehe im engen Austausch mit der Sicherheitskonferenz des MKJFGFI, wo über die 
Einstufung als Gefährder informiert werde. Darüber, ob die Sicherheitskonferenz die 
Daten an die örtliche Ausländerbehörden weitergebe, lägen ihm keine Informationen 
vor.  
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10 Frühzeitige Warnung von Behörden in NRW vor Auffälligkeiten im Zusam-

menhang mit den Aktivitäten einer Schleuserbande (Bericht beantragt von 
der SPD-Fraktion [s. Anlage 3]) 

In Verbindung mit: 

 Hinweise über mögliche Aktivitäten eines Schleuserringes von chinesischen 
Stellen an Behörden in Nordrhein-Westfalen – war das Innenministerium 
doch informiert? (Bericht beantragt von der FDP-Fraktion [s. Anlage 4]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2771  

Angesichts der durch den Minister stets propagierten Transparenz verwundere es 
schon, dass immer mehr Details ans Licht kämen, sagt Christina Kampmann (SPD). 
Aktuell werde über einen Termin im sogenannten Herrenzimmer berichtet und darüber, 
dass Klaus B. einen weiteren Termin mit einer Polizeibeamtin, seiner Nachbarin, ver-
mittelt haben solle. Auf die von Thomas Kutschaty in einer Sondersitzung gestellte 
Frage, ob der Minister über die genannten acht Begegnungen mit Klaus B. hinaus noch 
weitere Kontakte mit diesem per E-Mail, SMS oder WhatsApp gehabt habe, habe der 
Minister diese Termine nicht erwähnt. 

Laut der Berichterstattung in der Kölnischen Rundschau vom 13. Juni habe das Aus-
wärtige Amt bereits vor Jahren die NRW-Behörden vor einem entsprechenden Netz-
werk gewarnt. Jedoch stehe auf Seite 3 im Bericht, dass eine Überprüfung im Innen-
ministerium mit Blick auf mögliche mutmaßliche Hinweise des Generalkonsulats im 
südchinesischen Kanton nichts erbracht habe. Sie frage, ob das Ministerium dement-
sprechend ausschließen könne, dass frühzeitig Hinweise existiert hätten. 

Laut Bericht sei das LKA durch das Bundespolizeipräsidium Potsdam bereits 2021 
über ein Verfahren im Bereich der Schleuserkriminalität informiert worden, wobei sich 
im Nachhinein herausgestellt habe, dass es sich um ein Verfahren gegen Klaus B. 
handele. Sie interessiere, warum aufgrund einer erhöhten Sensibilität von einer Über-
mittlung dieser Daten abgesehen worden sei. 

Die Behauptung, er habe Termine unterschlagen, bezeichnet Minister Herbert Reul 
(IM) als falsch. Der Termin im sogenannten Herrenzimmer sei bei den genannten Ter-
minen immer enthalten gewesen. Der von ihm eine Zeit lang falsch verwandte Begriff 
„Herrenclub“ beziehe sich darauf.  

In dem zweiten genannten Fall habe Klaus B. seiner Nachbarin, einer Polizistin, gesagt, 
diese sollte mit dem Minister reden. Weil Klaus B. bei dem entsprechenden Termin 
nicht dabei gewesen sei, habe er ihn bei der Beantwortung der Frage, wie viele Termine 
mit Klaus B. stattgefunden hätten, bisher nicht genannt. 

In Bezug auf die im Vorfeld durch das BKA übermittelten Erkenntnisse stelle er fest, 
dass ein Minister nicht über sämtliche Vorgänge dieser Art in Behörden informiert werde. 
Die Informationen seien – berechtigterweise – erst im Nachhinein beim Ministerium 
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eingegangen, als dies alle Behörden abgefragt habe. Seine Aussage, das Ministerium 
habe vorher nicht über Informationen verfügt, sei also richtig gewesen. Die SPD könne 
nicht wollen, dass ein Minister sich in Zukunft über jeden Vorgang im Zusammenhang 
mit Geldwäsche informieren lasse.  

Bei verdächtigen Transaktionen erstatteten Banken, aber auch Institutionen aus dem 
Nicht-Finanzsektor, Geldwäscheverdachtsmeldungen an die Financial Intelligence Unit 
des Zolls, die dem Bundesfinanzministerium zugehöre, erläutert LKD Thilo Scher-
schlicht (IM). Die Financial Intelligence Unit übermittle diese Verdachtsmeldungen 
dann an die zuständige nordrhein-westfälische Staatsanwaltschaft, welche in geeig-
neten Fällen ein Strafverfahren einleite und eine Rotakte an die pflichtzuständige 
Kreispolizeibehörde zur weiteren Bearbeitung übersende. 

Allein im Jahr 2023 seien im Landeskriminalamt über 4.000 Geldwäscheverdachtsmel-
dungen bearbeitet worden. Es handele sich um ein Massengeschäft, das gewisse 
Schwierigkeiten mit sich bringe. 

In dem von Christina Kampmann angesprochenen Verfahren um Schleuserkriminalität 
habe die Bundespolizei die Personaldaten aufgrund der Sensibilität entsprechend ein-
gestuft. Über die Hintergründe lägen ihm keine Informationen vor. 
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11 Gesetzentwurf zur Einführung eines bzw. einer unabhängigen Polizeibeauf-

tragten in NRW (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 3]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2749  

Marc Lürbke (FDP) kritisiert, dass das Parlament von einem Gesetzentwurf, über des-
sen zugrunde liegenden Sachverhalt bereits seit Jahren im Innenausschuss immer 
wieder diskutiert werde, aus den Medien erfahre. Das bezeichne er als eine krasse 
Missachtung des Parlaments. 

Minister Herbert Reul (IM) weist darauf hin, es handele sich um einen Gesetzentwurf 
aus der Mitte des Parlaments; insofern könne das Parlament nicht missachtet worden 
sein. Der Gesetzentwurf selbst sei in Form einer Drucksache dem Parlament ord-
nungsgemäß zugeleitet worden. Alles Weitere müssten die Fraktionen untereinander 
klären. 
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12 Beschaffung von Briefwahlstimmen für einen italienischen Kandidaten bei 

der Europawahl (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 3]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2748 

– keine Wortbeiträge  
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(Wird nicht behandelt; s. „Vor Eintritt in die Tagesordnung“) 

13 Gelsenkirchen: Schlägerei zwischen serbischen und englischen Fußball-
fans (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 5]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2766 
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14 Überstundenverfall bei der Polizei – kommt der Innenminister seiner Für-

sorgepflicht nach? (Bericht beantragt von der FDP-Fraktion [s. Anlage 4]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2755  

Christina Kampmann (SPD) erinnert an den Bericht des Ministers in der vergangenen 
Innenausschusssitzung, nach der bei der Polizei 12.600 Überstunden bei 2.350 Be-
amtinnen und Beamten verfallen seien. Das Versprechen des Ministers, dass unter 
ihm keine Stunde Mehrarbeit verfallen werde, liege zwar lange zurück, aber nach ihrer 
Erinnerung sei dies nicht mit einem Enddatum versehen gewesen. 

Laut der Süddeutschen Zeitung habe der Minister in seinem „Ministerblog“ die Schuld 
dafür den einzelnen Polizistinnen und Polizisten zugeschoben. Dies halte sie für un-
säglich, und das werde auch dem eigenen Anspruch des Ministers nicht gerecht. 

Sie wünsche sich, dass der Minister in der heutigen Sitzung in Bezug auf seine dort 
gemachten kryptischen Aussagen für Klarheit sorge. Was meine der Minister, wenn er 
davon spreche, dass er die gesetzliche Regelung „auf dem Kieker“ habe? Warum sei 
er nicht schon längst aktiv geworden, wenn er den Verfall von Mehrarbeit nicht für eine 
Bagatelle halte? 

Zuletzt wolle sie von dem Minister wissen, was er zu tun gedenke, um einen solchen 
Verfall in Zukunft zu verhindern, und ob er die Langzeitarbeitskonten noch einmal ver-
ändern wolle. 

Er habe sein Versprechen gehalten, sagt Minister Herbert Reul (IM). Es werde alles 
dafür getan, dass keine geleisteten Stunden mehr verfielen. Zunächst sei in diesem 
Sinne auf Einrede verzichtet worden, später hätten der Finanzminister und der Lan-
desrechnungshof sich dazu skeptisch verhalten, woraufhin ihm diese Möglichkeit nicht 
mehr zur Verfügung gestanden habe. 

Daraufhin habe sein Ministerium neben den beiden bestehenden Möglichkeiten, Über-
stunden abzubauen oder sie sich auszahlen zu lassen, die Langzeitarbeitskonten ein-
geführt, auf welche Überstunden gebucht werden könnten, um sie vor dem Verfall zu 
schützen. Im Rahmen der Möglichkeiten seien somit alle Wege eröffnet worden. 

Allerdings könne er nicht anordnen, wie die einzelnen Personen mit ihren Stunden 
verführen, sondern diese müssten entscheiden, ob sie die Stunden abfeiern, ausge-
zahlt bekommen oder auf das Langzeitarbeitsskonto gebucht bekommen wollten. Wer 
dies alles nicht aktiv wahrnehme, lasse seine Stunden verfallen. Dies liege aber in der 
Verantwortung der einzelnen Personen. Entgegen den Befürchtungen betreffe dies 
aber nicht viele Polizistinnen und Polizisten, sondern je nach Ansicht ein bis drei. 

Langzeitarbeitskonten böten aufgrund ihrer maximalen Deckelung keine dauerhafte 
Lösung, zunächst sei das Instrument aber wirksam. 

Die bisherigen Bagatellgrenzen habe der Landesrechnungshof als gesetzwidrig be-
zeichnet und deren Anpassung gefordert. Die Gewerkschaften hätten daraufhin auf 
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die in Hessen genutzte Variante einer Verordnung hingewiesen. Prüfungen hätten nun 
ergeben, dass dies nur per Gesetz, verbunden auch mit einer Änderung des Landes-
beamtengesetzes, möglich sei. In diesem Fall stellte sich jedoch auch die Frage, ob 
dies nur für Polizistinnen und Polizisten gelten könne oder auch auf andere Beamtin-
nen und Beamte übertragen werden müsse. 

Zwar könne er nicht verhindern, dass im Rahmen der Bagatellgrenzen Stunden verfie-
len, allerdings stelle sich in der Realität das Problem fast nicht; schließlich achteten 
die Polizisten selbst darauf, dass sie nicht unter die Bagatellgrenze fielen. In Bezug 
auf die Fußballeuropameisterschaft beispielsweise habe er keine Polizistin bzw. kei-
nen Polizisten getroffen, die bzw. der unter 5 Stunden Mehrarbeit aufweise. 

Mit der Formulierung „auf dem Kieker“ habe er ausdrücken wollen, dass er diese The-
matik im Blick behalte. Weiterhin habe er die Polizistinnen und Polizisten in seinem 
Blogbeitrag dazu aufgefordert, sich bei Problemen mit diesen Dingen bei seinem Mi-
nisterium zu melden. Bisher sei aber noch keine Meldung eingegangen. Dennoch 
wolle er gerne weiterhin auf eventuelle Eingaben der Polizistinnen und Polizisten war-
ten. Weitere Bewertungen könnten dann erfolgen. 

Christina Kampmann (SPD) fasst im Sinne des gemeinsamen Verständnisses zu-
sammen, eine Rechtsverordnung wie in Hessen komme also in Nordrhein-Westfalen 
nicht infrage. Über die Gründe müsste anscheinend noch einmal gesprochen werden. 
In Bezug auf die Bagatellgrenze erhebe der Minister wohl gerade die darunter fallen-
den Stunden. Sie interessiere, ob der Minister abhängig vom Ergebnis bereit sei, die 
Gesetzeslage noch einmal zu ändern. 

Einzig rechtliche Bedenken sprächen gegen das Vorgehen per Rechtsverordnung, so 
Minister Herbert Reul (IM). 

In Bezug auf die Bagatellgrenze stelle er klar, dass er keine allgemeingültige Statistik 
erstellen könne, da sich vermutlich nicht alle Polizisten meldeten. Es gehe ihm lediglich 
darum, ein Gefühl für die Thematik zu entwickeln. Sollten sich noch Probleme zeigen, 
wolle er sich diese anschauen und gegebenenfalls Änderungen herbeiführen. 
  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 47 - APr 18/625 

Innenausschuss 27.06.2024 
36. Sitzung (öffentlich) lb 
 
 
15 EM 2024 und AfD-Bundesparteitag – Wie stellt die Landesregierung die Si-

cherheit und einen geordneten Ablauf sicher? (Bericht beantragt von der AfD-
Fraktion [s. Anlage 6]) 

Vorsitzende Angela Erwin: Es handelt sich hier um einen Berichtswunsch der Frak-
tion der AfD, der ursprünglich als Aktuelle Viertelstunde beantragt wurde. Ich habe dies 
aber abgelehnt, gleichwohl ausnahmsweise angeboten, die Beantragung als mündli-
chen Berichtswunsch auf der Tagesordnung zu berücksichtigen.  

Minister Herbert Reul (IM): Ich bedanke mich, dass wir da einen Weg gefunden ha-
ben, denn die Information ist sehr wichtig. 

Was ist bisher passiert und wo liegt ein Problem? Der erste Satz ist ja schon umstritten: 
Chancengleichheit aller politischen Parteien ist ein wesentliches Element unserer frei-
heitlichen demokratischen Grundordnung. – Wenn das alle sagen, dann werden alle 
Parteien, die nicht verboten sind, gleichbehandelt. Und das hat das Verwaltungsgericht 
bezüglich des AfD-Bundesparteitags jüngst noch einmal unterstrichen. 

Was ist dann die Folge? Dann ist es die Aufgabe der Polizei, dafür zu sorgen, dass 
ein solcher Parteitag auch stattfinden kann, ob ich den schön finde oder nicht schön 
finde. Das ist bei Demonstrationen übrigens auch so, die finde ich auch nicht alle 
schön.  

Das gilt auch für den Bundesparteitag in Essen. Darauf hat sich die Essener Polizei 
lange Zeit vorbereitet, weil das eine große Herausforderung ist. Essen hat Gott sei 
Dank eine große und leistungsfähige Behörde. Sie ist eine von sechs Behörden in 
unserem Land, die für die Bewältigung von herausragenden Einsatzlagen besonders 
aufgestellt ist, und das ist jetzt ein Vorteil. 

Dieser Einsatz stellt eine riesig große Herausforderung für die Polizistinnen und Poli-
zisten dar. Das wird einer der größten Einsätze in der Geschichte der Polizei Essen. 
Deshalb werden die Essener auch von anderen Polizeien unterstützt werden müssen.  

Wie Sie wissen, können wir für die Zeit der Europameisterschaft wegen Urlaubssperre 
auf alle Polizistinnen und Polizisten des Landes zugreifen. Das wird aber nicht reichen, 
weil die auch gebunden sind. Hinzu kommen deswegen Kräfte anderer Länder und 
des Bundes. Es gibt seit Monaten einen engen Austausch mit den Innenministerien 
der anderen Länder und mit der Bundespolizei. Ich möchte mich ganz, ganz herzlich 
dafür bedanken, dass sie uns in Nordrhein-Westfalen an diesem Wochenende mit sehr 
vielen Kräften helfen. Bedanken möchte ich mich zum einen bei den Polizisten unseres 
Landes, die schon genug zu tun haben und dann noch einen draufkriegen – das habe 
ich bei der Halbzeitbilanz schon erzählt; die haben es schwer genug –, aber eben auch 
beim Bund und bei den anderen Ländern. Das ist gelebte Solidarität im föderalen System. 

Das ist keine Frage, die man klären kann, sondern natürlich steht es allen Parteien 
völlig frei, wann, wo und wie sie ihre Tagung abhalten. Das ist ja logisch. Sie haben 
das nun für uns unpraktischerweise auf einen Termin gelegt, an dem in Nordrhein-
Westfalen der Teufel los ist, nämlich wenn die Spiele stattfinden. Das ist so, aber so 
ist das Recht, und das habe ich auch nicht zu bewerten. Die Frage, ob nun einer der 
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Bundesparteitage gerade hier stattfinden muss, ist erstens sinnlos und zweitens auch 
unzulässig, denn das muss jeder selbst entscheiden. Die Polizistinnen stehen ein für 
unsere Grundrechte zum Schutz aller Bürgerinnen und Bürger und auch für das Recht 
der AfD – an ihre Grenzen und darüber hinaus. Das ist unabhängig davon, ob die das, 
was auf der einen oder anderen Seite passiert, gutheißen. Das nennt man übrigens 
Charakter. Das ist eine große Herausforderung für die Polizisten: mal so, mal so. Ich 
halte es für eine irregroße Anstrengung, die da geleistet wird. Aber das gehört zum 
Beruf dazu. 

Auch wenn der Einsatzverlauf nicht vorhergesagt werden kann, bin ich fest davon 
überzeugt, dass wir das schon ganz gut hinkriegen werden. Zumindest haben wir es 
gut vorbereitet. Wer glaubt, wir wären personell nicht in der Lage, diese Einsatzlage 
zu bewältigen, dem kann ich nur sagen: Er wird sich irren. 

Wir rechnen am Wochenende mit Folgendem: Europameisterschaft, Samstag, 21:00 
Uhr, Dortmund, Deutschland gegen Dänemark. Wir schätzen, dass es eine friedliche 
Veranstaltung wird. Am darauffolgenden Tag finden zwei Spiele in Gelsenkirchen um 
18:00 Uhr und in Köln um 21:00 Uhr statt. Parallel findet der Parteitag der AfD mit ca. 
600 Delegierten, zahlreichen Gästen und Pressevertretern statt. Außerdem werden 
zahlreiche Gegenversammlungen von verschiedenen Organisationen, Gruppierungen 
und anderen Parteien angemeldet, um gegen den Parteitag zu demonstrieren. Noch 
mal: Auch das ist legitim. 

Aber dabei wird nicht nur zu friedlichem Protest aufgerufen. Und da wir diese Erkennt-
nis haben, bin ich sehr dankbar, dass ich das hier vortragen darf. Da hört jedes Ver-
ständnis auf, und da fängt dann auch die Strafbarkeit des Gegenprotestes an. Unsere 
Sicherheitsbehörden beobachten die Lage ganz genau und seit Wochen. Wir wissen, 
wer da zur Teilnahme aufruft. Wir wissen, wer kommt, und auch, wer außerhalb des 
legitimen Protestes mobilisiert. 

Die meisten angezeigten Versammlungen fallen auf den Samstag. Wir haben Bünd-
nisse wie zum Beispiel Fridays for Future oder ver.di – um nur zwei zu nennen. Es sind 
viel, viel mehr mit insgesamt mehreren Tausend Teilnehmern angemeldet. Es wurde 
auch ein Demo-Camp angemeldet, das in Essen-Hörsterfeld aufgebaut wird. Hier er-
wartet der Veranstalter zwischen 2.000 und 4.000 Teilnehmer. Dabei handelt es sich 
um das Demo-Camp, das zunächst in einem Naturschutzgebiet stattfinden sollte, aber 
nach Entscheidung des OVG von heute Morgen zu Recht von der Polizei in Essen 
nach Hörsterfeld verschoben wurde. Das ist eine wichtige Hilfe gewesen. 

Insgesamt – damit Sie die Zahlen mal gehört haben – rechnen wir nach unseren Vor-
ermittlungen mit circa 80.000 Gegendemonstranten. Das heißt, da reist eine ganze 
Großstadt an. Mindestens 69 Busanreisen aus dem gesamten Bundesgebiet haben 
wir auf dem Schirm. Hinzu kommen natürlich eine Vielzahl von Anreisen per Zug und 
Auto, darunter auch gewalttätige Störer aus dem Bereich der linksextremistischen 
Szene. Wir gehen derzeit von mehreren Hundert aus. 

Wir wissen auch, dass es schon im Vorfeld bundesweit Aktionstrainings gab, in denen 
zum Beispiel Blockadeaktionen geübt werden. Die finden jetzt statt. Unter uns gesagt: 
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Es fällt mir schwer, dabei ruhig zu bleiben, aber das ist, solange die nichts machen 
und nur trainieren, nicht verboten. 

Ein Vorgeschmack auf das, was die gewaltbereiten linksextremistischen Störer vorha-
ben, wurde auf dem bekannten Portal Indymedia veröffentlicht. Das will ich Ihnen nicht 
vorenthalten. Ich lese das mal vor. Die Überschrift dieses Artikels heißt: „Wenn wider-
setzen, dann richtig!“ Und dann wird weiter geschrieben: 

„Wir wollen den Samstag des 29. Juni bereits frühmorgens mit ein wenig 
Feuer einleiten, die wir so platzieren, dass der vereinigten AfD-Brut die An-
reise zur Grugahalle bereits deutlich erschwert wird. Sollte die Partei es 
dennoch schaffen, dort zusammenzukommen, gehen wir zum offensiven 
Angriff über. Bulleneinheiten, die im Weg stehen, werden wir beiseite räu-
men. Ziel ist es, den Parteitag zu smashen. Nicht mehr und nicht weniger.“ 

So was kennen wir aus anderen Vorgängen auch. Neu ist das nicht. Neu ist nur, dass 
ich Ihnen das vorher vorlese, damit nachher keiner sagt: Kann ja nicht sein. Das waren 
wahrscheinlich wieder die bösen Polizisten. 

Ich sage Ihnen: Das werden wir nicht tolerieren. Ich habe der örtlichen Polizei gesagt: 
Ich erwarte, dass Sie dafür sorgen, dass die AfD ihren Parteitag abhalten kann, dass 
alle Delegierten da reinkommen und niemand vor der Tür bleibt. Und ich erwarte ge-
nauso, dass Demonstranten demonstrieren können. Und ich erwarte genauso, dass 
diejenigen, die sich nicht an die Regeln halten, in ihre Schranken verwiesen und not-
falls aus dem Verkehr gezogen werden. 

Das ist bei dieser großen Menge an Menschen eine Riesenherausforderung. Das weiß 
ich. Aber ich finde, Sie sollten vorher wissen, mit welchen Maßstäben wir da rangehen. 
Was ich gerade vorgelesen habe, ist ein Aufruf zu Straftaten. Wir werden zu all den 
Sachen, wenn wir jemanden erwischen, Strafanzeigen schreiben. Wir greifen da durch 
und werden kein Verständnis haben. Falls erforderlich, wird die Polizei in Essen diesen 
Schutz sehr robust gewährleisten. 

Bitte nicht vergessen: Die einzigen, die im Staat ein legitimes Recht haben, Gewalt 
anzuwenden, sind Polizei und Militär. Das ist aus gutem Grunde so gemacht worden, 
dass nicht jeder Gewalt anwenden kann, sondern es ist so festgelegt. Sie machen das 
nicht aus Spaß und Dollerei, sondern nur, wenn nötig. Das Gewaltmonopol des Staa-
tes wird dann eingesetzt. 

Ich will noch vortragen, was auf der Homepage des Bündnisses „Widersetzen“ – dafür 
gibt es ein eigenes Bündnis; das ist ja auch in Ordnung – veröffentlicht wurde. Die 
haben geschrieben: „Wir wünschen uns: ‚bunten‘ zivilen Ungehorsam“. Ich möchte 
dazu noch sagen: Da wird auch vieles durcheinander geworfen. Es gibt sehr viele un-
terschiedliche Verständnisse davon, was ziviler Ungehorsam ist. Das klingt immer so 
verharmlosend nach guter Laune und Lagerfeuerromantik. Das ist es aber nicht. Ich 
will ganz deutlich sagen: Menschen, die das Recht auf zivilen Ungehorsam für sich 
reklamieren, und zwar gewissermaßen als Recht auf Widerstand, stellen ihre Auffas-
sung, ihre Meinung über die geltenden Gesetze. Das geht nicht. Da wird gehandelt 
nach dem Motto: Man steht ja auf der richtigen Seite. Was sind schon ein paar Regel-
verstöße? – Das haben schon ganz andere geglaubt, und denen haben wir auch 
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gesagt, dass das nicht geht. Und das haben die Rechten, die demonstriert haben und 
Sprüche abgedrückt haben, die nicht erlaubt sind, auch geglaubt. Und das haben die 
mit dem Kalifat auch geglaubt. Ich sage Ihnen: Wir werden auf keinem Auge blind sein, 
sonst sind die Polizei und der Staat unglaubwürdig. 

Das ist nicht mehr friedliches Demonstrieren, sondern es ist ein Aufruf, seinem Unmut 
in jeglicher Form Ausdruck zu verleihen, koste es, was es wolle. Das können wir nicht 
tolerieren. Auch wenn wir inhaltlich – darüber brauche ich hier keine großen Debatten 
zu führen – eine Meinung von dem haben, was die AfD veranstaltet, wäre es ein großer 
Fehler, weil wir unseren eigenen Ansprüchen nicht genügen. Das wäre fatal, und mög-
licherweise würden wir denjenigen, die wir gar nicht unterstützen wollen, damit auch 
Material zur Argumentation oder zum Aufhetzen liefern.  

Es ist damit zu rechnen, dass durch eine Vielzahl von Tätern des gewaltorientierten 
linksextremistischen Spektrums, aber auch durch andere Akteure Straftaten begangen 
werden. Diese werden sich gegen die AfD richten, aber eben seitens der Extremisten 
auch gegen die Polizei. Die ausgegebene Zielrichtung dabei immer, den Bundespar-
teitag auf jeden Fall zu stören und am besten zu verhindern. 

Wir wissen aber auch ein bisschen was und sind nicht unvorbereitet. Wir werden uns 
bemühen – da können Sie sicher sein –, lageangepasst zu reagieren und deutlich zu 
machen, worum es geht. Es ist die Aufgabe der Polizei, sowohl den ungestörten Ver-
lauf des Parteitages als auch die friedlichen Proteste zu schützen. 

Zu den Einzelheiten kann ich bei dem Einsatz logischerweise nichts sagen. Das wäre 
dumm. Die Essener Polizei ist stark vertreten, und wir haben auch genug Polizei aus 
unseren Bereichen. Wir werden uns möglicherweise vorbehalten, bei den Fußballspie-
len an der einen oder anderen Stelle einige wenige Polizisten in den Einsatz zu brin-
gen, weil wir glauben, dass das machbar ist, und damit die Kolleginnen und Kollegen 
dort nicht in kleinen Zahlen, sondern in ausreichender Zahl stehen. Leute, die meinen, 
wir wären alle beschäftigt und sie könnten Feuer legen und Gewalttaten begehen, wer-
den sich wundern.  

Markus Wagner (AfD): Ich möchte meiner Hoffnung Ausdruck verleihen, dass es tat-
sächlich gelingt, den Parteitag so zu schützen, dass er problemlos stattfinden kann, 
dass wir also von Artikel 8 des Grundgesetzes, unserem Grundrecht auf Versammlungs-
freiheit, Gebrauch machen können, dass wir gemäß Artikel 2 des Grundgesetzes in un-
serer körperlichen Unversehrtheit geschützt werden und dass wir gemäß Artikel 21 des 
Grundgesetzes und gemäß § 9 des Parteiengesetzes auch unsere Pflicht erfüllen können. 

In diesem Zusammenhang möchte ich dem Verfassungsschutz die Frage stellen, wie 
er das Verhalten der Grünen Jugend bewertet, die sagt – ich zitiere –: Es ist zu wenig, 
einfach nur zu protestieren. Die Delegierten sollen nicht in die Grugahalle gelangen 
können. Wir werden die Verhinderung selbst in die Hand nehmen müssen.  

Wie vereinbar ist eine solche Aussage mit dem eben zitierten Artikel 2 Grundgesetz. 
Die körperliche Unversehrtheit wird dort zumindest mal in Frage gestellt. Artikel 8 
Grundgesetz, Versammlungsfreiheit, wird total negiert, Artikel 21, Privilegierung der 
Parteien, ebenso. Wie steht der Verfassungsschutz dazu, dass die Grüne Jugend – 
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da zitiere ich sinngemäß aus der Neuen Zürcher Zeitung – ihre eigene aktivistische 
Selbstermächtigung über Gerichtsurteile und Gesetze stellt. All das würde mich mal 
aus Sicht des Verfassungsschutzes sehr interessieren. 

Hinzu kommt, dass die Delegierten natürlich irgendwie anreisen müssen, also vom 
Bahnhof, von Parkplätzen und verschiedenen Hotels unbeschadet zum Versamm-
lungsort kommen müssen. Gibt es Rücksprachen oder Kontakte auch mit der Partei 
selbst, um feststellen zu können, aus welchen Hotels Delegierte anreisen werden? 
Und gibt es gesonderte Konzepte zur Sicherung des Anreiseweges vom Bahnhof oder 
per PKW zum Versammlungsort?  

Minister Herbert Reul (IM): Ich kann dazu keine Details erzählen, das verstehen Sie, 
aber wir kooperieren – wie immer bei solchen Veranstaltungen. Das klappt allerdings 
nicht immer. Fehlerlos geht gar nichts. Es klappt nur dann, wenn beide Seiten koope-
rieren. Ich bitte also dringend darum. Wenn die Polizei Hinweise gibt, man solle besser 
diesen Weg oder jenen Weg gehen, oder Hilfe anbietet – ich weiß, dass da im Moment 
schon ganz viel passiert –, dann müssen sich bitte alle Delegierten auch danach richten 
und mithelfen. Sonst geht es nicht. Ich bitte auch darum, nicht Provokationssituationen 
entstehen zu lassen, die uns das Leben unnötig schwer machen. 

LMR Martin Wentorf (IM): Der Verfassungsschutz beschäftigt sich mit linksextremis-
tischen Organisationen und mit Personenzusammenschlüssen. Diese beobachten wir 
auch. In dem Kontext beobachten wir auch manchmal Einflussnahmeversuche auf 
nichtextremistische Organisationen. Es wird auch von Linksextremisten immer wieder 
unter diesem Stichwort „Entgrenzungsstrategie“ versucht, mit Schnittmengenthemen 
Einfluss zu nehmen auf nichtextremistische Organisationen. 

So bezieht sich das auch hier sowohl auf das genannte Bündnis, welches weitestge-
hend zivildemokratisch organisiert ist. Aber auch hier können wir schon im Vorfeld se-
hen, dass es linksextremistische Organisationen gibt, die sich unter das Motto stellen 
und sozusagen im Sinne eines „zivilen Ungehorsams plus“ versuchen, eine andere 
Agenda zu fahren, und denen beispielsweise diese Ankündigung nicht ausreicht. 

Minister Herbert Reul (IM): Ich würde gerne einen Satz nachschieben. Das ist immer 
das große Problem dabei: Da kommen 80.000 Menschen, die ein legitimes politisches 
Anliegen haben. Und dann gibt es ein paar – wenn es 1.000 sind, sind es trotzdem ein 
paar –, die das Spiel anders spielen wollen. Wir erleben im Ablauf des Tages – das haben 
wir in anderen Szenen auch erlebt; das ist ja nicht neu –, dass im Grunde diese Extre-
misten die Chance haben, wenn andere dabei sind, sich darunter auch ein Stück zu 
verstecken. 

Angefangen bei den Corunademonstrationen habe ich immer schon gesagt: Bitte, gu-
cken Sie, mit wem Sie laufen, damit Sie nicht den Falschen helfen. – Je besser man 
das auseinanderhalten kann, desto einfacher ist es für die Polizei: das ist doch voll-
kommen klar. Die Gruppe derjenigen, die Krawall macht, ist ja überschaubar. Das ist 
ja keine Riesenmenge. Das macht uns in der Polizeiarbeit einiges schwer. Man müsste 
wirklich mal darüber nachdenken, wie man da weiterkommen kann. 
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Das fängt schon an bei Beschlüssen und Aufrufen. Organisationen – es ist wurscht, 
welche es ist; ich habe eben mal zwei genannt, ver.di oder so; das sind ja keine Links-
extremisten – unterschreiben Bündnisaufrufe mit anderen zusammen, weil man mög-
lichst Menschen zusammenbringen will. Und da muss man eben aufpassen, was in 
jedem halben Satz steht. Diese Verantwortung, darauf aufzupassen und jeden An-
schein zu wahren, dass er sich nicht gemein macht mit dem Anliegen der Extremisten, 
hat jeder. Das ist nicht einfach. Das verstehe ich, weil alle einen großen Protest wollen. 
Die Welt soll merken, dass es nicht so geht. Das ist ein großes Anliegen. 

Aber wenn wir das nicht auseinanderhalten, kommen wir immer wieder in Teufelskü-
che, wie bei jedem anderen Anliegen auch. Das ist nur ein Beispiel für viele. Deswegen 
versuchen wir, das jetzt so zu handhaben, dass wir klare Linien definieren. Es gibt mit 
den Veranstaltern sowohl bei den Demonstranten als auch bei dem Bundesparteitag 
der AfD intensive Kooperationsgespräche, die permanent so organisiert werden, dass 
man etwas verändern kann. Bei so einer Extremlage mit 80.000 Leuten kann man sich 
vorstellen, dass das nicht ganz so einfach ist. 

Ich vertraue einfach darauf, dass erstens die Polizistinnen und Polizisten vor Ort das 
gut vorbereitet haben und dass zweitens alle Beteiligten versuchen, so miteinander 
umzugehen, dass die Regeln eingehalten werden. Und vielleicht haben dann diese 
1.000 Personen, die Krawall machen wollen, gar keine Chance. Auch das kann natür-
lich ein schönes Ergebnis sein. Aber das ist schwieriger. 

Markus Wagner (AfD): Es geht hier nicht darum, dass irgendwelche linksextremen 
Organisationen versuchen, Einfluss auf vorgeblich nicht extremistische Organisatio-
nen wie die Grüne Jugend zu nehmen. Es geht um etwas völlig anderes. Es geht da-
rum – der Innenminister hat das eben schon erwähnt –, dass auch das Verwaltungs-
gericht Gelsenkirchen festgestellt hat, dass es einen verfassungsrechtlich garantierten 
Anspruch auf Chancengleichheit politischer Parteien gibt, während die Vorsitzende der 
Grünen Jugend, Katharina Stolle, erklärt: Wir werden das verhindern. Wir werden die 
Umsetzung dieses verfassungsrechtlich garantierten Anspruchs verhindern. 

Das sind nicht irgendwelche Linksextremen, die da Einfluss nehmen, das sind die 
Worte der grünen Bundessprecherin, die dazu appelliert, den Parteitag der AfD zu 
verhindern, zu verhindern, dass wir unseren verfassungsrechtlich garantierten An-
spruch in Anspruch nehmen. 

„Um den Parteitag der AfD zu verhindern, brauchen wir viele, und deshalb brauchen 
wir auch dich“ – wenn das nicht verfassungsfeindlich ist, dann weiß ich es nicht. Und 
wenn Sie meinen, es sei nicht verfassungsfeindlich, dann erklären Sie mir bitte, warum. 

LMR Martin Wentorf (IM): Der Verfassungsschutz NRW beobachtet Bestrebungen, 
die sich gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung richten bzw. den Bestand 
des Bundes oder eines Landes gefährden. Das ist eine relativ hohe Schwelle. 

Bei dem, was Sie jetzt gesagt haben, muss man sich auch vor Augen führen, dass das 
erst mal ein Ausspruch ist. Aber faktisch gesehen gibt es tatsächlich demonstrative 
Blockaden, die vom Versammlungsrecht gedeckt sind. Dementsprechend sieht das 
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Versammlungsrecht im Lichte der Meinungs- und Versammlungsfreiheit durchaus einen 
sehr weiten Spielraum, auch im Kontext von Gegenversammlungen. 

Es wird letztendlich abzuwarten sein, wie sich das Ganze darstellt, welche Einfluss-
nahme tatsächlich stattfindet und welche Organisationen bzw. welcher Personenzu-
sammenschluss tatsächlich kausal für gewisse Handlungen oder Einflussnahmen ver-
antwortlich war. 

Dementsprechend werden linksextremistische Organisationen auch in diesem Kontext 
beobachtet, um zu sehen, welche Wechselwirkungen sich zeigen. Aber das ist zum 
jetzigen Zeitpunkt nicht abschließend zu beurteilen. 

Dr. Julia Höller (GRÜNE): Vielen Dank für die ausführlichen Ausführungen. Wie wird 
eigentlich gewährleistet, dass auf dem AfD-Parteitag keine strafbaren Parolen genutzt 
werden? Darauf wollte sich die Partei zunächst nicht einlassen, und dazu gab es auch 
einen Rechtsstreit. Können Sie dazu noch kurz zwei, drei Worte sagen? 

Markus Wagner (AfD): Interessant, Frau Höller. Auf die Anfrage der Neuen Zürcher 
Zeitung, inwieweit Ihre Partei Bündnis 90/Die Grünen ihre Grüne Jugend in dieser Hin-
sicht, die ich eben mehrfach zitiert habe, unterstützt, haben sie geantwortet, dass sie 
für eine Antwort derzeit keinerlei Kapazität hätten. Aber jetzt machen Sie sich Sorgen 
über das, was möglicherweise auf dem Parteitag gesagt werden könnte. Das ist lächer-
lich. 

Es geht auch nicht darum, dass sich irgendwelche Gruppierungen den Grünen ange-
schlossen hätten – beispielsweise hätte das Bündnis „Widersetzen“ sich den Grünen 
angeschlossen oder versucht, die Grüne Jugend zu unterwandern –, sondern es ist 
umgekehrt: Die Grüne Jugend hat sich dem Bündnis „Widersetzen“ angeschlossen 
und offensichtlich auch an deren Gründungsversammlung teilgenommen. 

Wenn die Jugendorganisation der AfD, die Junge Alternative, in dieser Art und Weise 
zur Verhinderung eines grünen Parteitages aufgerufen hätte, möchte ich nicht wissen, 
was hier los wäre. 

Minister Herbert Reul (IM): Ich will nur die eine Frage beantworten: Wenn auf einer 
Versammlung oder auf einem Parteitag strafbare Dinge passieren und man bekommt 
dies mit, wenn es öffentlich bekannt wird, wird offiziell dagegen vorgegangen. Und 
wenn ein Bürger das im Fernsehen sieht, kann er eine Anzeige erstatten. In all den 
Fällen verläuft das ganz normal, wie bei den Demonstrationen der Palästinenser, die 
wir hier hatten. Das ist ein ähnlicher Vorgang. 
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16 Verschiedenes 

a) Terminplanung 2025 (s. Anlage 7) 

Der Ausschuss stimmt mit den Stimmen aller Fraktionen der 
Terminplanung 2025 zu. 

b) Informationsreise nach Paris 

Vorsitzende Angela Erwin informiert über die unter den Obleuten getroffene Absprache 
über die Durchführung einer Informationsreise nach Paris vom 27. bis zum 30. April 
2024. Die An- und die Abreise sollten mit dem Zug erfolgen. 

Vorab seien die Reiseteilnehmer befragt worden, ob sie als Programmpunkt eine Ein-
satzbegleitung am 1. Mai 2024 in Paris wünschten. Da das Interesse sich in Grenzen 
halte, solle auf diese Option verzichtet werden. 

Der Ausschuss beschließt mit den Stimmen aller Fraktionen 
die Durchführung einer Informationsreise nach Paris vom 27. 
bis zum 30. April 2024. 

c) Zuständigkeitsverordnung Konsumcannabisgesetz – ZVO-KCanG 

Der Ausschuss stellt fest, dass zu der Zuständigkeitsverord-
nung Konsumcannabisgesetz – ZVO-KCanG, Vorlage 18/2751, 
kein Beratungsbedarf besteht und auch keine Einwände erhoben 
werden. 

gez. Angela Erwin 
Vorsitzende 

7 Anlagen 
21.08.2024/27.08.2024 
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Bitte um einen schriftlichen Bericht der Landesregierung zur Sitzung des Innenausschusses 

am 27.06.2024 

In den vergangenen drei Jahren (2022-2024) haben Anfragen der Fraktion „Die LINKE" im 

Deutschen Bundestag ergeben, dass die Anzahl von nicht vollstreckten Haftbefehlen gegen 

Täter aus dem rechtsextremen Spektrum, über die Jahre hinweg konstant im oberen 

dreistelligen Bereich liegt12'. 2019 fragten die NRW-Landtagsabgeordneten Verena Schäf-

fer und Stefan Engstfeld (Bündnis 90/Die Grünen) die Landesregierung nach einer detail-

lierten Aufschlüsselung der offenen Haftbefehle gegen Rechtsextreme in Nordrhein-West-

falen (Drucksache 17/5871). In seiner Antwort (Drucksache 17/6296) gab Innenminister 

Reul an, dass entsprechende Daten allein dem Bundeskriminalamt zugänglich seien, eine 

Analyse und Auswertung für Nordrhein-Westfalen seien daher — Stand 19.05.2019 — nicht 

leistbar. 

1 https://dserver.bundestag.de/btd/20/111/2011105.pdf -
Kleine Anfrage der Linksfraktion, 16.12.2022 
2 https://dserver.bundestag.de/btd/20/049/2004973.pdf -
Kleine Anfrage der Linksfraktion, 18.04.2024 

https://dserver.bundestag.de/btd/20/096/2009683.pdf -
Kleine Anfrage der Linksfraktion, 11.12.2023 
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Innenminister Reul äußert sich regelmäßig zu den Gefahren des Rechtsextremismus für 

unsere Demokratie' - und das völlig zu Recht. Entsprechend muss es im Interesse aller frei-
heitlich-demokratischen Organe liegen, ein Untertauchen von Demokratiefeind*innen 

nicht hinzunehmen, sondern den Vollzug durch den Rechtsstaat zu forcieren. 
Vor diesem Hintergrund bitten wir um eine schriftliche und mündliche Berichterstattung 

in der Sitzung des Innenausschusses am 27. Juni 2024. 

Der Bericht soll dabei u.a. folgende Inhalte erläutern: 

1. Gegen wie viele Rechtsextreme lagen zum Stichtag 30.04.2024 nicht vollstreckte 
Haftbefehle vor? (Bitte aufschlüsseln nach Geschlecht, Alter, Anzahl der Haftbefehle, Zeit-

punkt der Erstellung des Haftbefehls, Grund des Haftbefehls, Tatort, Wohnsitz der 
Täter*innen, zugrunde liegende Deliktsart und PMK Bezug.) 

2. Wie werden diese Fälle nach den Kategorien Prioritätl(Terrorismusdelikte), Priorität 
II (Gewaltdelikte) und Priorität III (sonstige Delikte) zugeordnet? 

3. Falls bekannt: Warum sind die offenen Haftbefehle bisher nicht vollstreckt worden 
(bitte aufschlüsseln nach Gründen, z.B. unbekannter Aufenthaltsort o.ä.) 

4. Welchen Gruppierungen und/oder Parteien können die mit Haftbefehlen belegten 
Rechtsextremen zugeordnet werden? (bitte statistische Auflistung: Gesamtzahl nach 
Parteien, Gruppierungen, Vereinen, Organisationen) 

5. Wie viele Haftbefehle gegen Rechtsextreme wurden in den Jahren 2017 bis 2024 
jeweils vollstreckt bzw. nicht vollstreckt? (Bitte Auflistung nach Kategorien 1-111) 

Mit freundlichen Grüßen 

Nadja Lüders MdL 

4 https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/nrw-verfassungsschutz-hohe-bedrohungslage-durch-
extremisten-19662795.html 
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An die Vorsitzende des Innenausschusses 
Frau Angela Erwin MdL 

- im Hause - 

Düsseldorf, 17. Juni 2024 

Beantragung von Tagesordnungspunkten für die 36. Sitzung des Innenausschusses 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

für die 36. Sitzung des Innenausschusses am 27. Juni 2024 beantrage ich für die AfD-Fraktion 
die nachfolgenden Tagesordnungspunkte mit der Bitte um einen schriftlichen Bericht der Lan-
desregierung: 

I. 

Größter Kokainfund aller Zeiten 

„Deutschland wird von Kokain überschwemmt."' 

Diese mahnenden Worte adressierte der Richter Mitte Januar 2024 bei seiner Urteilsverkündi-
gung vorrangig an eine kriminelle Bande, als er nach 113 Verhandlungstagen und 10.000 Blatt 
Akten das Urteil sprach. Die Täter schmuggelten mindestens acht Tonnen Kokain über den 
Hamburger Hafen ins Land. 

Wie die Bild-Zeitung am 14. Juni 2024 berichtet, haben in gleich sieben Bundesländern Ermittler 
Razzien durchgeführt und dabei Kokain im Wert von rund 30 Milliarden Euro beschlagnahmt. 
Bei der im Hamburger Hafen sichergestellten Drogenmenge soll es sich um 35 Tonnen Kokain 
handeln, das teilweise in Obstkosten zwischen Ananas versteckt war. Nach Angaben des Zoll-
fandungsamts Stuttgart und der Staatsanwaltschaft Düsseldorf handele es sich um die „größte 
Sicherstellung von Kokain" in Deutschland. Bei den Razzien, die unter anderem in Bonn, Köln 
und in Wachtberg im Rhein-Sieg-Kreis stattfanden, seien sieben Personen verhaftet worden.' 

1 Vgl. https://www.welt.de/politik/deutschland/article249631582/Drogenprozess-in-Hamburg-Deutsch-
land-wird-von-Kokain-ueberschwemmt-sagt-der-Richter.html. 
2 Vgl. https://www.bild.de/regional/stuttgart/drogen-im-milliarden-wert-beschlagnahmt-groesste-kokain-
razzia-aller-zeiten-666bf0473749934428aab7e5. 
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Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Welche Drogen wurden bei den Razzien in Nordrhein-Westfalen sichergestellt? (Bitte 
jeweils in Kilogramm und Ort aufschlüsseln.) 

2. Welche Waffen wurden bei den Razzien in Nordrhein-Westfalen sichergestellt? (Bitte 
nach Ort aufschlüsseln.) 

3. Welche Bezüge gibt es dabei zur Organisierten Kriminalität? 

4. Welche Bezüge gibt es dabei zur Clankriminalität? 

II. 

Sachsen-Anhalt: 90 Schusswaffen in Polizeischule verschwunden — Wie ist die Bilanz 
in NRW? 

Am 11. Juni 2024 berichtete die Bild-Zeitung, das bei einer unangemeldeten Kontrolle in der 
Polizei-Fachhochschule Aschersleben in Sachsen-Anhalt eine starke Abweichung in der Samm-
lung der Schusswaffen festgestellt wurde. Bei den fehlenden Waffen soll es sich um Pistolen, 
Revolver und Schnellfeuergewehre handeln, die zwar in den Akten aufgelistet sind, aber vor Ort 
unauffindbar. Zudem sei auch völlig unklar, seit wann sie fehlen. Die verschwundenen Schuss-
waffen sollten als Lehr- und Anschauungsmaterial genutzt werden und stammen aus Lieferun-
gen des LKA.3

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie häufig wurden Polizeiwachen und Polizeischulen in Nordrhein-Westfalen seit 2010 
bis heute einer unangemeldeten Kontrolle unterzogen, um den Bestand an Schusswaf-
fen jeglicher Art zu überprüfen? 

2. Bei welchen der abgefragten Kontrollen wurde festgestellt, dass Waffen verschwunden 
sind? (Bitte nach Ort, Waffenart und Anzahl der fehlenden Waffen aufschlüsseln.) 

3. In welchen der abgefragten Fälle, bei denen festgestellt wurde, dass Waffen ver-
schwunden sind, konnte deren Verbleib ermittelt werden? 

3 Vgl. https://www.bild.de/regional/sachsen-anhalt/aschersleben-polizeischule-verbummelt-90-waffen-
66674600c768852a61576427?wtmc=whtspp-shr84_ref=http. 
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4. Wie viele Waffen sind mit Stand 15. Juni 2024 in Nordrhein-Westfalen verschwunden? 

5. Wie viele Schuss Munition sind seit 2010 bis heute bei der Polizei NRW abhandenge-
kommen? 

6. Wie viele sonstige Waffen sind seit 2010 bis heute bei der Polizei NRW abhandenge-
kommen? 

Zehn Stunden Polizei-Schießtraining pro Jahr — Ist das genug? 

Das Video, dass den brutalen Angriff auf den Islamkritiker und den Polizisten in Mannheim 
zeigt, vermittelt gleichzeitig den Eindruck, dass manche Polizisten etwas „paralysiert" reagier-
ten. Aus Polizeikreisen heißt es dazu, dass eine solche Schockstarre vor allem bei etwas un-
trainierteren Polizisten in derartigen Gefahrenlagen auftrete. Das Innenministerium Baden-
Württemberg hat mitgeteilt, dass der Schießplan der Landespolizei zehn Stunden Schießtrai-
ning und 300 abgefeuerte Patronen vorsieht. Im Vergleich dazu teilt das bayerische Innenmi-
nisterium mit, dass in ihrem Bundesland Einsatzbeamte 24 Stunden Schusstraining im Jahr 
absolvieren müssen. Ein ehemaliger Polizeibeamter und Sicherheitstrainer weist auf die Mög-
lichkeit hin, dass die Ausbildungsstunden wie in anderen Bereichen stark zurückgegangen 
sein könnten, da die Polizei vor immer mehr Aufgaben stehe.4

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie hat sich die Anzahl der zu absolvierenden Schießstunden bei der Polizei in Nord-
rhein-Westfalen seit 2000 bis heute entwickelt? 

2. Wie hat sich die Anzahl der abzufeuernden Patronen bei der Polizei in Nordrhein-West-
falen seit 2000 bis heute entwickelt? 

3. Wie steht NRW mit der Anzahl der Stunden für Schießtraining im Vergleich zu anderen 
Bundesländern dar? (Bitte tabellarisch von 1 bis 16 auflisten.) 

4 Vgl. https://www.nius.de/analyse/mannheim-aufarbeitung-sind-zehn-stunden-polizei-schiesstraining-
pro-jahr-genug/759d251b-580b-44de-a72e-f2e1d93f2c66. 
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IV. 

IS-Terroristen festgenommen — Wie gefährdet ist Nordrhein-Westfalen? 

Eine knappe Woche vor Beginn der Europameisterschaft in Deutschland wurde möglicher-
weise ein Terroranschlag auf ein Public Viewing-Event verhindert. Wie Medien berichten, 
wurde der 23-jährige deutsch-marokkanisch-polnische Staatsangehörige S. T. festgenommen, 
der sich als Ordner bei der UEFA bewerben wollte. Der in Bonn wohnhafte Tatverdächtige 
beantragte eine Akkreditierung für die EURO 2024 als Ordner und Sicherheitskraft für soge-
nannte „Side-Events" außerhalb der Fußballstadien, zu denen unter anderem Fanmeilen zäh-
len. Als sein Hintergrund überprüft wurde, fiel auf, dass dem Staatsschutz und dem Verfas-
sungsschutz Erkenntnisse über ihn vorliegen, die auf eine islamistische Gesinnung schließen 
lassen. Bei der Überprüfung fanden sich auch Indizien, wonach sich der Islamist für das Fes-
tival „Rock am Ring" und dem 24-Stunden-Rennen am Nürburgring in Rheinland-Pfalz bewor-
ben hatte. Des Weiteren wird vermutet, dass der Terrorverdächtige im Mai ein One-Way-Ticket 
nach Istanbul gebucht hatte.5

Ermittler des eingeschalteten Bundeskriminalamts konnten zudem Geldflüsse und Internetak-
tivitäten des Beschuldigten nachweisen. Bei der hier in Rede stehenden Terrororganisation 
soll es sich um den Islamischen Staat in Pakistan und Khorasan (ISPK) handeln, der als IS-
Ableger als besonders gefährlich gilt. Der 23-Jährige wurde schließlich am Freitag, den 7. Juni 
2024, mit seiner Mutter und Schwester im Flughafen Köln-Bonn festgenommen. Dabei wurden 
mehrere Handys sowie 2.500 Euro sichergestellt. Darüber hinaus wurde seine Wohnung 
durchsucht, wo weitere Handys, Datenträger und Computer beschlagnahmt wurden.6

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Ermitt-
lungen zu dem oben beschriebenen Vorfall? (Bitte Tathergang, Vorstrafen des Tatver-
dächtigen, Straftatbestände, Staatsbürgerschaften des Tatverdächtigen, seit wann der 
Tatverdächtige im Besitz der deutschen Staatsbürgerschaft ist, Vornamen und Mehr-
fachstaatsangehörigkeit bei einem deutschen Tatverdächtigen und sonstige polizeili-
che Erkenntnisse über den Tatverdächtigen nennen.)? 

2. Für wie hoch erachtet die Landesregierung die Gefahr von terroristischen Anschlägen 
anlässlich der EM 2024? 

3. Wie unterscheidet sich dabei die Gefahreneinschätzung je nach Extremismus-/Terro-
rismus-Phänomenbereich; sprich: Wie unterscheidet sich dabei die Gefahr des Eintrit-
tes eines Terroranschlages durch Linksextremisten, Rechtsextremisten, Islamisten 
oder Anhänger einer extremistischen ausländischen Ideologie? 

5 Vgl. https://www.nius.de/gesellschaft/zugriff-eine-woche-vor-em-beginn-staatsschutz-und-polizei-neh-
men-is-terroristen-wegen-anschlagsdrohung-fest/1558eb0b-6922-44ad-9324-c8a8c15d59da. 
6 Ebenda. 

4 

Landtag Nordrhein-Westfalen
 

- 60 -
 

APr 18/625
 Anlage 2, Seite 4



4. Wie viele terroristische Gefährder und relevante Personen leben in NRW? (Bitte nach 
extremistischen Phänomenbereichen aufschlüsseln.) 

5. Wie viele terroristische Gefährder wurden im Mai 2024 aus NRW abgeschoben/ausge-
wiesen? 

tj \AI 
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Christina Kampmann (MdL) 

SPD-Fraktion im Landtag NRW, Platz des Landtags 1, 40221 D5sseldorf 

Frau 

Angela Erwin (MdL) 

Vorsitzende des Innenausschusses 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

Innenpolitische Sprecherin 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

Fon: 0211-884 2518 

Christina.Kampmann@landtag.nrw.de 

www.spd-fraktion-nrw.de 

14.06.2024 

Beantragung von schriftlichen Berichten für die Sitzung des Innenausschusses 
am 27.06.2024 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

im Namen der SPD-Landtagsfraktion beantrage ich für die Sitzung des Innenausschusses am 
27.06.2024 folgende schriftliche Berichte: 

1. Frühzeitige Warnung von Behörden in NRW vor Auffälligkeiten im Zusammenhang mit 
den Aktivitäten einer Schleuserbande 

Im Zusammenhang mit dem Skandal um eine mutmaßliche Schleuserbande, die insbesondere 
vermögenden Chinesen gegen hohe Geldzahlungen Hunderte Aufenthaltstitel erschlichen haben soll, 
sind nach Presseberichten vom 14.06.2024 offenbar bereits vor sieben Jahren Kommunen in 
Nordrhein-Westfalen Warnungen zugegangen. Demnach soll das Auswärtige Amt bestätigt haben, 
dass über das Generalkonsulat im südchinesischen Kanton entsprechende Hinweise über 
Auffälligkeiten und einen möglichen Missbrauch bereits 2017 und 2018 an zuständige lokale 
Behörden weitergereicht wurden. Unklar ist nach den Berichten bisher, wie in Nordrhein-Westfalen 
mit diesen Hinweisen aus China umgegangen wurde und welche Behörden vom Verdacht des Visa-
Betrugs schon damals Kenntnis erlangten. Die Staatsanwaltschaft Düsseldorf ermittelt gegen ein 
Netzwerk um zwei Anwälte aus Köln und Frechen, die mit Dutzenden Helfern aus Politik und 
Verwaltung vermögenden Ausländern insbesondere aus China dauerhafte Aufenthalts-
genehmigungen verschafft haben sollen. Insgesamt sollen rund neun Millionen Euro an Provisionen 
und Bestechungsgeldern geflossen sein. Öffentlich wurden die Ermittlungen erst Mitte April, als über 
1000 Beamte von Bundespolizei und der Staatsanwaltschaft bei einer bundesweiten Razzia 101 
Wohn- und Geschäftsräume durchsuchten. 
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Vor diesem Hintergrund bitten wir die Landesregierung in einem schriftlichen Bericht um 
Beantwortung folgender Fragen: 

• Welche Behörden in Nordrhein-Westfalen haben nach Kenntnis der Landesregierung bereits in 
den Jahren 2017 und 2018 oder aber in den Folgejahren Hinweise über Auffälligkeiten und einen 
möglichen Missbrauch erhalten? 

• Haben Mitglieder der Landesregierung bzw. Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen in den 
Landesministerien bereits in den Jahren 2017 und 2018 oder aber in den Folgejahren Hinweise 
über Auffälligkeiten und einen möglichen Missbrauch erhalten? 

• Haben nordrhein-westfälische Polizei- oder Justizbehörden in den Jahren 2017 und 2018 oder 
aber in den Folgejahren Hinweise über Auffälligkeiten und einen möglichen Missbrauch erhalten? 

• Handelte es sich bei den Hinweisen um Informationen zu allgemeinen Auffälligkeiten in der 
Beantragung von Visa für Fachkräfte und Selbstständige oder wurden fallspezifische Hinweise zu 
einzelnen Visumsanträgen weitergegeben? 

• Wurden aufgrund der Hinweise von den betroffenen Behörden weiterführende Schritte eingeleitet, 
wie beispielsweise eine Meldung bei den zuständigen Strafverfolgungsbehörden? 

• Zu welchen Ministerien hatten Vertreter und Vertreterinnen der Agentur „Republic Affairs" in den 
vergangenen sieben Jahren Zugang gehabt? 

2. Verhaftung eines mutmaßlichen ISPK-Unterstützers am Köln-Bonner Flughafen 

Am Köln-Bonner Flughafen ist nach Presseangaben am 07.06.2024 ein Mann wegen des Verdachts 
der Unterstützung einer Terrormiliz festgenommen worden. Es soll sich nach den Berichten dabei 
um einen 23-Jährigen handeln, der in Bonn-Bad Godesberg wohnte und sowohl die deutsche als 
auch die polnische und die marokkanische Staatsangehörigkeit hat. Ihm wird demnach 
vorgeworfen, im September des vergangenen Jahres den sogenannten Islamischen Staat Provinz 
Khorasan (ISPK) durch Geldüberweisungen unterstützt zu haben. Das Geld - fast 1.700 Euro - soll er 
dabei über eine Kryptowährung an den ISPK überwiesen haben. Den Presseberichten zufolge soll 
sich der Verdächtige vor einigen Tagen insbesondere auch für Jobs rund um die Fußball-
Europameisterschaft interessiert und eine Akkreditierung als Ordner und Sicherheitskraft 
beantragt haben. 

Wir bitten um einen schriftlichen Bericht über den Vorfall. 
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3. Gesetzentwurf zur Einführung eines bzw. einer unabhängigen Polizeibeauftragten in 
NRW 

Nach einem Bericht des WDR vom 13.06.2024 soll es einen Gesetzentwurf zur Einführung eines bzw. 
einer unabhängigen Polizeibeauftragten in Nordrhein-Westfalen geben. Der Entwurf soll dem WDR 
bereits exklusiv vorliegen. Demnach soll der bzw. die Polizeibeauftragte zukünftig vom Landtag für 
jeweils fünf Jahre gewählt werden und organisatorisch auch beim Landtag angesiedelt sein. Sowohl 
Bürgerinnen und Bürger als auch Polizisten und Polizistinnen sollen sich an den Polizeibeauftragten 
bzw. die Polizeibeauftragte wenden können. 

Wir bitten die Landesregierung in einem Bericht um eine Darstellung des Inhalts des Gesetzentwurfs 
und um Mitteilung, wann denn nach der vorab erfolgten Weiterleitung des Entwurfs an die Presse auch 
dem Landtag der Gesetzentwurf zur Verfügung gestellt wird bzw. wann dieser in den Landtag 
eingebracht werden soll. 

4. Beschaffung von Briefwahlstimmen für einen italienischen Kandidaten bei der 
Europawahl 

Unter der Überschrift „Mittagessen gegen Briefwahlstimme: Trickserei bei NRW-Wirt?" thematisierte 
die WAZ am 09.06.2024 einen Vorfall, nach dem ein italienischer Restaurantbetreiber aus dem 
Ruhrgebiet geholfen haben soll, für einen italienischen Kandidaten für die Europawahl 
Briefwählerstimmen zu beschaffen. Er soll dabei mit einer verdeckten Kamera gefilmt worden sein. 
Der Artikel der WAZ bezieht sich auf Recherchen einer investigativen Sendung im italienischen 
Fernsehen. Mit ihren Briefwahlunterlagen unter dem Arm spazieren Gäste demnach in das Restaurant. 
Gegen eine Einladung zum Gratis-Essen sollen sie dann ihre Wahlstimme abgegeben haben. Verdeckt 
wurde anschließend gefilmt, wie der Gastronom die Wahlbriefe für den Wahlkandidaten einsammelt 
und fortträgt. Zum Erscheinungszeitpunkt des Berichts der WAZ war die rechtliche Bewertung des 
Vorfalls noch unklar, demnach prüfte die Staatsanwaltschaft das Video auf Hinweise auf ein mögliches 
strafbares Verhalten. 

Wir bitten die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht zu den Hintergründen des Vorfalls und 
um Auskunft, ob es zwischenzeitlich einen neuen Sachstand in der rechtlichen Bewertung gibt. 

Seite 3 von 4 

Landtag Nordrhein-Westfalen
 

- 65 -
 

APr 18/625
 Anlage 3, Seite 3



Mit freundlichen Grüßen 

Christina Kampmann 
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Demokraten 

FDP-Landtagsfraktion NRW 1 Platz des Landtags 1140221 Düsseldorf 

An die Vorsitzende des 
Innenausschusses 

Angela Erwin MdL 
Platz des Landtags 
40221 Düsseldorf 

NOZZZ:21". F D P 

Marc Lürbke 
Innenpolitischer Sprecher 
FDP-Landtagsfraktion NRW 

marc.luerbke@landtag.nrw.de 
T: 02 11 l 884 4462 
F: 02 11 1 884 3662 

Düsseldorf, den 17. Juni 2024 

Beantragung von schriftlichen Berichten für die Innenausschusssitzung am 27. Juni 2024 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

für die Sitzung des Innenausschusses am 27. Juni 2024 beantragen wir folgende schriftliche 
Berichte: 

I. Hinweise über mögliche Aktivitäten eines Schleuserringes von chinesischen 

Stellen an Behörden in Nordrhein-Westfalen — war das Innenministerium doch 

informiert? 

Am 17. April durchsuchten die Bundespolizei und Ermittler der Zentral- und Anlaufstelle für 

die Verfolgung organisierter Straftaten (ZeOS) NRW die Räume in einem Bürogebäude in 

einem Frechener Gewerbegebiet und ein im gleichen Haus residierendes 

Immobilienunternehmen. Bei dieser polizeilichen Maßnahme wurde u. a. Rechtsanwalt B. 

festgenommen. Er wird beschuldigt, einen Menschenschleuserring betrieben zu haben, wobei 

er insbesondere Menschen aus China nach Deutschland geschleust haben soll. 

Der Innenminister von Nordrhein-Westfalen räumte bereits im Rahmen der Sondersitzung des 

Landtages vom 28.05.2024 ein, dass er im Jahr 2022 Spenden von dem ehemaligen CDU-

Mitglied B. erhalten hat. Im Zeitraum von 2020 bis 2023 wurden von B. Spenden in Höhe von 

insgesamt 52.000 Euro an Gliederungen der CDU angewiesen, wovon 30.000 Euro für den 

Innenminister persönlich vorgesehen waren. 

Im Rahmen einer zu dieser Thematik beantragten Fragestunde der antragstellenden Fraktion 

für die 67. Sitzung des Plenums des Landtages Nordrhein-Westfalen vom 12.06.2024 erklärte 

der Innenminister auf Nachfrage, dass weder er noch das Innenministerium oder 

untergeordnete Behörden Kenntnis von den Aktivitäten eines Schleuserringes oder 

diesbezügliche Hinweise hatten. 
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Jedoch wurden Medienberichten' zufolge die zuständigen Behörden in Nordrhein-Westfalen 

bereits in den Jahren 2017 und 2018 von den chinesischen Behörden über entsprechende 

Hinweise informiert. 

Vor diesem Hintergrund bitten wir die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht, der 

folgende Fragestellungen berücksichtigen möge: 

1. Zu welchem Zeitpunkt hatte das Innenministerium oder andere oberste 

Landesbehörden Kenntnis über Hinweise chinesischer Behörden über 

Unregelmäßigkeiten bei der Visa-Vergabe? 

2. Zu welchem Zeitpunkt hatten Landesbehörden Kenntnis über Hinweise chinesischer 

Behörden über Unregelmäßigkeiten bei der Visa-Vergabe? 

3. Zu welchem Zeitpunkt hatten Landesmittelbehörden Kenntnis über Hinweise 

chinesischer Behörden über Unregelmäßigkeiten bei der Visa-Vergabe? 

4. Zu welchem Zeitpunkt hatten untere Landesbehörden Kenntnis über Hinweise 

chinesischer Behörden über Unregelmäßigkeiten bei der Visa-Vergabe? 

II. Überstundenverfall bei der Polizei NRW — kommt der Innenminister seiner 
Fürsorgepflicht nach? 

Medienberichten zufolge sollen insgesamt 12.647 Überstunden bei der Polizei verjährt 

worden seien. Diese Stunden können nunmehr weder in Freizeit noch finanziell ausgeglichen 

werden, was 2.353 Polizisten betrifft. 

Bis zum Jahr 2024 hatte das Land darauf verzichtet, die Überstunden verfallen zu lassen. Der 

Innenminister weist die Schuld für die Verjährung den betroffenen Beamten zu. Er erklärte 

diesbezüglich im Rahmen der 34. Ausschusssitzung vom 06.06.2024, dass man die Beamten 

über den anstehenden Verfall der Überstunden informiert habe. 

Insbesondere im Rahmen der aktuell stattfindenden Europameisterschaft wird den Beamten 

mehr denn je abverlangt. Sie müssen gesichert Überstunden leisten. 

In § 61 Abs. 1 Satz 2 des NRW-Landesbeamtengesetzes (LBG NRW) ist jedoch festgelegt, dass 

Beamtinnen und Beamte des Landes NRW und somit auch Polizistinnen und Polizisten dazu 

WAZ, 13.06.2024: "Luxus-Schleuser: Warnten Visa-Stellen NRW schon vor Jahren? "von Tobias Blasius, 
abgerufen unter: intps://www.waz.de/politiklarticle4065682861luxus-schleuser-wannen-visa-stellen-nrw-schon-
vor-
iahren.html#:—:text-Im%20Skandal%20um%20eine%20mutma%C3%9Fliche,sieben%20Jahren%20erstmals%2 
0Rewarnt%20worden. 
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verpflichtet sind, ohne Entschädigung bis zu fünf Stunden Mehrarbeit im Monat zu leisten. 

Von einer Aussetzung dieser Bagatellgrenze sieht der Innenminister eigenen Aussagen in der 

29. Sitzung des Innenausschusses vom 14. März ab und schiebt die Verantwortung auf die 

Beamten: sie haben die Möglichkeit, ihre eingeplanten Überstunden so zu nutzen, dass die 

Bagatellgrenze nicht greife. Zudem erklärte der Innenminister, dass man ohnehin plane, 

Überstunden in Zukunft zu reduzieren. 

Vor diesem Hintergrund bitten wir die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht, der 

folgende Fragestellungen berücksichtigen möge: 

1. Welche konkreten Maßnahmen hat das Innenministerium ergriffen, um die Beamten 

vor einem Verfall ihrer geleisteten Mehrarbeit zu schützen? 

2. Was unternimmt der Innenminister, um Beamte in Zukunft vor einen Verfall von 

Mehrarbeit zu schützen? 

3. Plant die Landesregierung die Langzeitarbeitskonten bei der Polizei zukünftig flexibler 

zu gestalten? 

4. Mit welchen konkreten Maßnahmen will der Innenminister die Dauerbelastung sowie 

die dauerhafte Mehrarbeit der Beamten reduzieren? 

5. Wann konkret sollen solche Maßnahmen ergriffen werden? 

Mit freundlichen Grüßen 

Mar rbke MdL 
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An die Vorsitzende des Innenausschusses 
Frau Angela Erwin MdL 

- im Hause - 

Düsseldorf, 17. Juni 2024 

Beantragung eines Tagesordnungspunktes für die 36. Sitzung des Innenausschusses 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

für die 36. Sitzung des Innenausschusses am 27. Juni 2024 beantrage ich für die AfD-Fraktion 
den nachfolgenden Tagesordnungspunkt mit der Bitte um einen schriftlichen Bericht der Lan-
desregierung: 

I. 

Gelsenkirchen: Schlägerei zwischen serbischen und englischen Fußballfans 

Noch vor Spielbeginn der Partei England gegen Serbien gingen Mitglieder beider Fangruppen 
in der Gelsenkirchener Fußgängerzone aufeinander los: Stühle und andere Gegenstände wur-
den geworfen, mit Fäusten wurde zugeschlagen. Nach Angaben der Polizei Gelsenkirchen wur-
den sieben serbische Fans in Gewahrsam genommen, eine Anzeige wegen gefährlicher Kör-
perverletzung wurde erstellt. Ein Foto zeigt einen am Kopf blutenden englischen Anhänger.' 

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Ermitt-
lungen zu dem oben beschriebenen Vorfall? (Bitte Tathergang, Vorstrafen der Tatver-
dächtigen, Straftatbestände, Staatsbürgerschaften der Tatverdächtigen, seit wann die 
Tatverdächtigen im Besitz der deutschen Staatsbürgerschaft sind, Vornamen und 
Mehrfachstaatsangehörigkeit bei einem deutschen Tatverdächtigen und sonstige poli-
zeiliche Erkenntnisse über die Tatverdächtigen nennen.)? 

1 Vgl. https://www.t-online.de/sport/fussball/em/id_100428610/gelsenkirchen-sohn-von-serbiens-praesi-
dent-will-auf-england-fans-losgehen.html. 

1 
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2. Welche Erkenntnisse hat die Landesregierung zu anderen Vorfällen, die bisher vor, 
während oder nach einem EM-Spiel in NRW stattgefunden haben? 

Markus 1 ' . a n 
o 

2 
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Tel.: 0211 - 884 4551 
Fax: 0211 - 884 3124 

AfD-=raktion@Landtag.NRw.de 

Düsseldorf, 24. Juni 2024 

Beantragung einer Aktuellen Viertelstunde nach § 60 GO für die 36. Sitzung des Innen-
ausschusses am 27. Juni 2024 

Sehr geehrter Frau Vorsitzende, 

hiermit beantrage ich im Namen der AfD-Landtagsfraktion für die 36. Sitzung des Innenaus-
schusses am 27. Juni 2024 aus dringlichem und aktuellem Anlass eine Aktuelle Viertelstunde 
nach § 60 GO zu folgendem Gegenstand: 

EM 2024 und AfD-Bundesparteitag — Wie stellt die Landesregierung die Sicherheit und 
einen geordneten Ablauf sicher? 

Am 14. Juni 2024 begann die Fußball-Europameisterschaft, auf die Hundertausende ungeduldig 
warteten. Sie stellt für viele eine Art Highlight des Jahres dar und sorgt bei den meisten für 
Euphorie und Begeisterung. Gleichzeitig führt aber die Europameisterschaft spätestens seit 
dem 14. Juni 2024 zu einer enormen Mehrbelastung unserer Sicherheitskräfte. Sie sollen für 
einen sicheren EM-Ablauf sorgen und mögliche Gefahren frühzeitig erkennen und abwehren. 
Zu dieser herausfordernden Aufgabe kommt für viele Sicherheitskräfte eine weitere am kom-
menden Wochenende hinzu. Die AfD wird in Essen ihren Bundesparteitag ausrichten, und linke 
Autonome sowie Mitglieder der Antifa haben im Vorfeld zu gewaltsamen Protestaktionen aufge-
rufen, um ihn zu verhindern. Es wird befürchtet, dass Linksradikale nicht nur aus Berlin, sondern 
aus ganz Deutschland dafür mobilisiert werden. 

„In der Parteiendemokratie sind alle Parteien, die nicht verboten sind, gleichberech-
tigt und haben einen Anspruch darauf, gleich behandelt zu werden."1

1 https://www.welt.de/incoming/video252160932/AfD-Parteitag-in-Essen-Was-die-Gruene-Jugend-vor-
hat-ist-eine-Straftat.html. 
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Der Staats- und Verfassungsrechtlicher Professor Volker Boehme-Neßler weist mit seiner Aus-
sage darauf hin, dass es allen demokratischen Parteien in Deutschland möglich sein muss, 
Parteitage ungehindert abhalten zu dürfen. Das Parteiengesetz verpflichte nämlich die Parteien, 
mindestens in jedem zweiten Kalenderjahr einmal Parteitage abzuhalten. Dies hat auch das 
Verwaltungsgericht Gelsenkirchen am 14. Juni 2024 so entschieden. Danach muss die Stadt 
Essen der AfD die Grugahalle für deren Bundesparteitag zur Verfügung stellen, denn der „ver-
fassungsrechtlich garantierte Anspruch auf Chancengleichheit politischer Parteien" wiegt höher 
als die Sorge um womöglich verfassungsfeindliche Äußerungen. 

Ein Bündnis jedoch, das sich angeblich der Verteidigung und Wahrung der Demokratie ver-
schrieben hat, plant zivilen Ungehorsam, um den Bundesparteitag der Alternative für Deutsch-
land in Essen am kommenden Wochenende zu verhindern. Die Bundessprecherin der Grünen 
Jugend, Katharina Stolla, erklärte dazu: 

Wir werden das verhindern. Um den Parteitag der AfD zu verhindern, brauchen wird 
viele, und deshalb brauchen wir auch dich."2

Bei der Grünen Jugend handelt es sich um die Nachwuchsorganisation von Bündnis 90/Die 
Grünen. Neben einfachen Demonstrationen will man mit „Massenprotesten" und zivilem Unge-
horsam der AfD „aktiv den Raum" nehmen. Zudem wurden bereits Straßenblockaden und „kre-
ative Aktionen" angekündigt. Somit kündigt insbesondere dieses Bündnis unmissverständlich 
an, sich weder an Gerichtsurteile noch an Gesetze gebunden zu fühlen.3

Berliner Extremisten posteten bereits auf der linksradikalen Internetseite „Indymedia" am 1. Juni: 

„Wir werden aus Berlin mit vielen Menschen nach Essen fahren und der AfD in einer 
Weise entgegentreten, die es ihr unmöglich macht, auch nur eine Minute in Ruhe in 
der Grugahalle zu tagen. Sitzblockaden sind gute und effektive Methoden, reichen 
unserer Erfahrung aber nicht aus."4

Des Weiteren wurde angedroht: 

„Wir wollen den Samstag des 29. Juni bereits frühmorgens mit ein wenig Feuer ein-
leiten, die wir so platzieren, dass der vereinigten AfD-Brut die Anreise zur 
Grugahalle bereits deutlich erschwert wird. Sollte die Partei es dennoch schaffen, 
dort zusammenzukommen, gehen wir zum offensiven Angriff über. Bulleneinheiten, 
die im Weg stehen, werden wir beiseite räumen. Ziel ist es, den Parteitag zu 
smashen. Nicht mehr und nicht weniger."5

2 https://www.nzz.ch/international/die-gruene-jugend-will-den-parteitag-der-afd-verhindern-Id.1835945. 
3 Vgl. https://www.nzz.ch/international/die-gruene-jugend-will-den-parteitag-der-afd-verhindern-
Id.1835945. 
4 https://www.bild.de/regional/essen/feuer-und-gewalt-antifa-plant-anschlaege-auf-afd-parteitag-
666bea7c3749934428aab7b1. 
5 Ebenda. 
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Um nicht nur den Bundesparteitag durchführen zu können, sondern um auch insbesondere die 
vielen Teilnehmer zu schützen, bedarf es zweifellos einer starken Polizeipräsenz und eines aus-
gearbeiteten Sicherheitskonzeptes. Angesichts der Tatsache, dass gleichzeitig die Europameis-
terschaft in Deutschland ausgetragen wird, sind die Sicherheitskräfte einer doppelten Belastung 
ausgesetzt. Potenzielle Gefahren, wie islamistischer Terror, Gewalttäter und Hooligans, haben 
die Europameisterschaft für die Bundespolizei zum größten Einsatz in ihrer Geschichte werden 
lassen. Nicht nur an Stadien, sondern auch an Bahnhöfe, Flughäfen und Grenzen ist die Poli-
zeipräsenz in diesen Tagen besonders hoch.6 Daher ergibt sich zwangsläufig die Frage, wie der 
Parteitag in Essen neben der Europameisterschaft geschützt werden soll. Die linksautonomen 
Gewalttäter nutzen nämlich die Situation, dass viele Hundertschaften und Spezialeinheiten der 
Polizei bereits durch die Fußball-EM gebunden sind, aus. Insofern ist Rainer Wendt, Bundes-
vorsitzender der Deutschen Polizeigewerkschaft, sehr besorgt und macht deutlich, dass es sich 
um „Terroristen" handele, „die da mit demokratischer Fassade daherkommen und offen zu mas-
siver Gewalt aufrufen."' 

Wir bitten die Landesregierung um einen umfassenden Sachstandsbericht zu den angekündig-
ten Protestaktionen sowie den Bestrebungen, den Parteitag und seine Teilnehmer zu schützen, 
im Rahmen einer Aktuellen Viertelstunde. 

Mit freundlichen Grüßen 

, 

13 ) Markus  a n ‘ . 

6 Vgl. https://www.nordkurier.de/politik/angst-vor-terror-euro-2024-ist-groesster-einsatz-in-der-polizei-
geschichte-2611875. 

https://www.bild.de/regional/essen/feuer-und-gewalt-antifa-plant-anschlaege-auf-afd-parteitag-
666bea7c3749934428aab7b1. 
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Terminplan 2025 
- 1. Jahreshälfte - 

Terminplan 
Innenausschuss 

 Mo Di Mi Do Fr Sa So  

Januar   1 2 3 4 5 
Weihnachtsferien bis 06.01 

sitzungsfrei 

 6) 7 8 9 10 11 12 Sitzungswoche 

 13 14 15 16 17 18 19 Sitzungswoche 

 20 21 22 23 24 25 26 Sitzungswoche 

Februar 27 28 29 30 31 1 2 Sitzungswoche 

 3 4 5 6 7 8 9 Sitzungswoche 

 10 11 12 13 14 15 16 Sitzungswoche 

 17 18 19 20 21 22 23 Sitzungswoche 

März 24 25 26 27 28 1 2 Sitzungsfrei  

 3 4 5 6 7 8 9 Sitzungsfrei  

 10 11 12 13 14 15 16 Sitzungswoche 

 17 18 19 20 21 22 23 Sitzungswoche 

 24 25 26 27 28 29 30 Sitzungswoche 

April 31 1 2 3 4 5 6 Sitzungswoche 

 7 8 9 10 11 12 13 
Sitzungswoche 
Bedarfstermin 

 (14 15 16 17 18 19 20 
Osterferien 14.04. - 26.04. 

sitzungsfrei 

 21 22 23 24 25 26) 27 sitzungsfrei 

Mai 28 29 30 1 2 3 4 Sitzungswoche 

 5 6 7 8 9 10 11 Sitzungswoche 

 12 13 14 15 16 17 18 Sitzungswoche 

 19 20 21 22 23 24 25 Sitzungswoche 

Juni 26 27 28 29 30 31 1 Sitzungswoche 

 2 3 4 5 6 7 8 
06.06. Feierstunde 75 Jahre 

Landesverfassung NRW 

 9 (10) 11 12 13 14 15 
Pfingstferien 10.06. 

sitzungsfrei  

 16 17 18 19 20 21 22 Sitzungswoche 

 23 24 25 26 27 28 29 Sitzungswoche 

Juli 30 1 2 3 4 5 6 Sitzungswoche 

  

 = Innenausschuss 

 = Plenarsitzungstage 

( ) = Schulferien 

_   = Bundesrat 
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Terminplan 2025 
- 2. Jahreshälfte - 

 

 Mo Di Mi Do Fr Sa So  

 7 8 9 10 11 12 13 Sitzungswoche 

 (14 15 16 17 18 19 20 
Sommerferien 14.07.-26.08.  

sitzungsfrei 

 21 22 23 24 25 26 27 sitzungsfrei 

August 28 29 30 31 1 2 3 sitzungsfrei 

 4 5 6 7 8 9 10 sitzungsfrei 

 11 12 13 14 15 16 17 sitzungsfrei 

 18 19 20 21 22 23 24 sitzungsfrei 

 25 26) 27 28 29 30 31 sitzungsfrei 

September 1 2 3 4 5 6 7 Sitzungswoche 

 8 9 10 11 12 13 14 Sitzungswoche 

 15 16 17 18 19 20 21 Sitzungswoche 

 22 23 24 25 26 27 28 Sitzungswoche 

Oktober 29 30 1 2 3 4 5 Sitzungswoche 

 6 7 8 9 10 11 12 Sitzungswoche 

 (13 14 15 16 17 18 19 
Herbstferien 13.10.-25.10.  

sitzungsfrei 

 20 21 22 23 24 25) 26 sitzungsfrei 

November 27 28 29 30 31 1 2 
Sitzungswoche 
Bedarfstermin 

 3 4 5 6 7 8 9 Sitzungswoche 

 10 11 12 13 14 15 16 Sitzungswoche 

 17 18 19 20 21 22 23 Sitzungswoche 

 24 25 26 27 28 29 30 Sitzungswoche 

Dezember 1 2 3 4 5 6 7 Sitzungswoche 

 8 9 10 11 12 13 14 
Sitzungswoche 
Bedarfstermin 

 15 16 17 18 19 20 21 Sitzungswoche 

 (22 23 24 25 26 27 28 
Weihnachtsferien 22.12.-06.01. 

sitzungsfrei 

Januar 29 30 31 1 2 3 4 sitzungsfrei 
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